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Verordnung
über die Ausbildung und die Prüfung für den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst (APOmDFw)

Vom 30. August 2016

Kapitel 2
Rechte und Pflichten der Prüflinge
§  20	 Erkrankung, Versäumnis
§  21	 Hilfsmittel und Erleichterungen
§  22	 Ordnungswidriger Verlauf

Kapitel 3
Durchführung der Laufbahnprüfung
§  23 	 Durchführung der schriftlichen Laufbahnprüfung
§  24	� Durchführung der praktischen und der mündlichen Lauf­

bahnprüfung
§  25	 Ergebnis der Laufbahnprüfung
§  26	 Dokumentation der Laufbahnprüfung, Prüfungszeugnis
§  27	 Wiederholen der Laufbahnprüfung

Teil 3
Übergangs- und Schlussvorschriften
§  28	 Übergangsbestimmungen
§  29	 Ausführungsvorschriften
§  30	 Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Anlage zu §  13 Absatz 2 Satz 3

Teil 1 
Ausbildung und Prüfung

Kapitel 1 
Allgemeine Vorschriften

§  1 
Geltungsbereich

Diese Verordnung regelt die Ausbildung und die Prüfung für die 
Laufbahn des mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes des Landes 
Berlin.

§  2 
Ziel der Ausbildung

Ziel der Ausbildung ist es, Dienstkräfte des feuerwehrtechnischen 
Dienstes heranzubilden, die nach ihren theoretischen Kenntnissen 
und ihren berufspraktischen Fertigkeiten befähigt sind, die Aufga­
ben des mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes in der Brandbe­
kämpfung, der technischen Hilfeleistung, in der Notfallrettung und 
im Rettungsdienst sowie im Katastrophenschutz erfolgreich wahr­
zunehmen. Die Ausbildung soll durch systematische Anleitung die 
Bereitschaft wecken und die Befähigung fördern, verantwortungs­
bewusst und teamorientiert zu handeln und sich uneigennützig für 
das Gemeinwohl einzusetzen. Ziel der Ausbildung ist es auch, ein 
den Anforderungen des feuerwehrtechnischen Dienstes genügendes 
körperliches Leistungsvermögen zu erreichen und zu erhalten.

§  3 
Ausbildungsleitung

(1) Die Dienstbehörde bestellt für die Aufgaben der Ausbildungs­
leitung fachlich und persönlich geeignete Dienstkräfte.

Auf Grund des § 29 Absatz 2 des Laufbahngesetzes vom 21. Juni 
2011 (GVBl. S. 266), das zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 
7. Februar 2014 (GVBl. S. 39) geändert worden ist, verordnet die 
Senatsverwaltung für Inneres und Sport :
Inhaltsübersicht
Teil 1
Ausbildung und Prüfung
Kapitel 1
Allgemeine Vorschriften
§  1	 Geltungsbereich
§  2 	 Ziel der Ausbildung
§  3 	 Ausbildungsleitung
§  4	 Einstellung
§  5	 Gliederung des Vorbereitungsdienstes
§  6	 Verlängerung und Entlassung

Kapitel 2
Vorbereitungsdienst gemäß §  5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Feuer­
wehr-Laufbahnverordnung (Schwerpunkt Feuerwehrtechnik)
§  7 	 Gestaltung der Ausbildung
§  8 	 Bewertung der Leistungen
§  9 	� Bewertung der Leistungen in der feuerwehrtechnischen 

Grundausbildung
§  10	 Bewertung der Leistungen in den Ausbildungsabschnitten
§  11	 Befreiung, Wiederholung von Ausbildungsabschnitten
§  12	 Laufbahnprüfung

Kapitel 3
Vorbereitungsdienst gemäß §  5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der Feuer
wehr-Laufbahnverordnung (Schwerpunkt Feuerwehrtechnik mit hand
werklich-technischer Grundqualifizierung als erster Stufe)
§  13	� Gestaltung der Ausbildung mit handwerklich-technischer 

Grundqualifizierung

Kapitel 4
Vorbereitungsdienst gemäß §  5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der Feuer
wehr-Laufbahnverordnung (Schwerpunkt Notfallrettung)
§  14	� Gestaltung der Ausbildung mit Schwerpunkt Notfallret­

tung
§  15	� Laufbahnprüfung im Vorbereitungsdienst mit Schwer­

punkt Notfallrettung

Teil 2
Regelungen zur Laufbahnprüfung
Kapitel 1
Prüfungsausschuss und prüfende Dienstkräfte
§  16	 Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse
§  17	� Aufgaben der Prüfungsausschüsse, Zuordnung der 

Prüflinge
§  18	 Sitzungen der Prüfungsausschüsse
§  19	 Prüfende Dienstkräfte
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2.	 die handwerklich-technische Grundqualifizierung (§  5 Absatz 1 
Satz  1 Nummer  2 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung) nicht 
bestanden hat und die Verlängerung zum Bestehen einer Wie­
derholungsprüfung oder für die Wiederholung eines Praktikums 
erforderlich ist,

3.	 nicht zur Laufbahnprüfung zugelassen ist oder
4.	 die Laufbahnprüfung wiederholen muss.

(2) Unverzüglich aus dem Vorbereitungsdienst und dem Beamten­
verhältnis auf Widerruf zu entlassen ist, wer
1.	 sich wegen schwerwiegender Verhaltensmängel als nicht geeig­

net erweist,
2.	 die Ausbildung nicht fortsetzt,
3.	 einen Ausbildungsabschnitt endgültig nicht erfolgreich absol­

viert hat,
4.	 endgültig nicht zur Laufbahnprüfung zugelassen wurde,
5.	 an dem Vorbereitungsdienst gemäß §  5 Absatz 1 Satz 1 Num­

mer  2 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung teilnimmt und die 
handwerklich-technische Grundqualifizierung endgültig nicht 
bestanden hat oder

6.	 an dem Vorbereitungsdienst gemäß §  5 Absatz 1 Satz 1 Num­
mer  3 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung teilnimmt und die 
Ausbildung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter 
oder die weitere Ausbildung und Ergänzungsprüfung für diesen 
Beruf endgültig nicht bestanden hat.

Wer die Laufbahnprüfung auch bei ihrer Wiederholung nicht bestan­
den hat oder wessen Laufbahnprüfung endgültig als nicht bestanden 
gilt, ist mit der Bekanntgabe der Entscheidung aus dem Vorberei­
tungsdienst und dem Beamtenverhältnis auf Widerruf entlassen.

(3) Der Vorbereitungsdienst und das Beamtenverhältnis auf Wi­
derruf enden bei Anwärterinnen und Anwärtern, die die Laufbahn­
prüfung bestanden haben, mit Ablauf des Prüfungsstichtags.

Kapitel 2 
Vorbereitungsdienst gemäß §  5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der 

Feuerwehr-Laufbahnverordnung 
(Schwerpunkt Feuerwehrtechnik)

§  7 
Gestaltung der Ausbildung

(1) In einem Vorbereitungslehrgang werden erste berufsbezogene 
Kenntnisse und Fertigkeiten vermittelt, die an die künftige Aufga­
benwahrnehmung heranführen.

(2) In dem Ausbildungsabschnitt „Feuerwehrtechnische Grund­
ausbildung“ werden durch theoretische Ausbildung die erforderli­
chen fachlichen Kenntnisse vermittelt. Die theoretische Ausbildung 
wird ergänzt durch praktische Übungen, die zur sicheren Handha­
bung der Geräte und Einsatzmittel befähigen und das einsatztaktisch 
richtige Verhalten sowie die Zusammenarbeit in der Gruppe trainie­
ren. Außerdem wird das körperliche Leistungsvermögen verbessert. 
Die feuerwehrtechnische Grundausbildung umfasst die Lehrfächer
1. Brandbekämpfung,
2. Technische Hilfeleistung/Umweltschutz,
3. Informationstechnik/Kommunikationstechnik,
4. Berufsbezogene Rechtskunde/Sozialkunde,
5. Sport.

(3) Der fahrtechnische Ausbildungsabschnitt umfasst den Erwerb 
der Fahrerlaubnis der Klasse C für das Führen von Kraftfahrzeugen 
mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 7500 kg und eine 
spezielle Kraftfahrausbildung. Die spezielle Kraftfahrausbildung 
setzt den Erwerb der Fahrerlaubnis der Klasse C voraus und vermit­
telt die zum Führen von Einsatzfahrzeugen mit Sonderrechten erfor­
derlichen besonderen Kenntnisse und Fertigkeiten (Erwerb der 
Selbstfahrgenehmigung einschließlich Sicherheitstraining).

(4) Während der feuerwehrtechnischen Wachpraktika verrichten 
die Nachwuchskräfte praktischen Einsatzdienst in mindestens einer 

(2) Die zur Ausbildungsleitung bestimmten Dienstkräfte sind 
Dienstvorgesetzte und Vorgesetzte im Rahmen der ihnen von der 
Dienstbehörde übertragenen Befugnisse. Sie leiten und überwachen 
den ordnungsgemäßen Ablauf der Ausbildung. Bei der Wahrneh­
mung ihrer Aufgaben werden sie von den jeweiligen Lehrkräften 
und den an der berufspraktischen Ausbildung mitwirkenden Dienst­
kräften unterstützt.

(3) Die Zeiträume des den Anwärterinnen und Anwärtern zuste­
henden Erholungsurlaubs werden durch die Ausbildungsleitung 
festgelegt.

(4) Während der handwerklich-technischen Grundqualifizierung 
kann die Berliner Feuerwehr Aufgaben der Ausbildungsleitung an 
die Knobelsdorff-Schule übertragen, sofern diese damit einverstan­
den ist.

§  4  
Einstellung

(1) Über die Einstellung entscheidet die Dienstbehörde nach dem 
Ergebnis eines mit der Laufbahnordnungsbehörde abgestimmten 
Auswahlverfahrens.

(2) Die zum Vorbereitungsdienst zugelassenen Bewerberinnen 
und Bewerber werden an den von der Dienstbehörde bestimmten 
Ausbildungseinrichtungen ausgebildet.

§  5  
Gliederung des Vorbereitungsdienstes

(1) Die Ausbildung im Vorbereitungsdienst besteht aus mehreren 
fachtheoretischen und berufspraktischen Ausbildungsabschnitten. 
Sie dauert regelmäßig
1.	 eineinhalb Jahre mit Schwerpunkt Feuerwehrtechnik (§  5 Ab­

satz 1 Satz 1 Nummer 1 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung),
2.	 drei Jahre mit Schwerpunkt Feuerwehrtechnik und handwerk­

lich-technischer Grundqualifizierung als erster Stufe (§   5 Ab­
satz 1 Satz 1 Nummer 2 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung),

3.	 bis zu vier Jahre mit Schwerpunkt Notfallrettung (§  5 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 3 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung).

(2) Den Inhalt der Ausbildung mit Schwerpunkt Feuerwehrtechnik 
nach Absatz 1 Satz 2 Nummern 1 und 2 regelt die Berliner Feuer­
wehr im Einvernehmen mit der Laufbahnordnungsbehörde durch  
einen Ausbildungsrahmenplan. Die handwerklich-technische Grund
qualifizierung nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 wird von der Kno­
belsdorff-Schule in Zusammenarbeit mit der Berliner Feuerwehr 
durchgeführt. Sie findet an den von der Knobelsdorff-Schule festzu­
legenden Lernorten statt. Die fachlichen Inhalte der handwerk­
lich-technischen Grundqualifizierung werden in einem zwischen der 
Knobelsdorff-Schule und der Berliner Feuerwehr abgestimmten 
Ausbildungsplan festgelegt.

(3) Die Ausbildung mit Schwerpunkt Notfallrettung gliedert sich 
in die Ausbildung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter 
oder die weitere Ausbildung und Ergänzungsprüfung der Rettungs
assistentinnen und Rettungsassistenten gemäß der Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter 
vom 16. Dezember 2013 (BGBl. I S. 4280), die durch Artikel 31 des 
Gesetzes vom 18. April 2016 (BGBl. I S. 886) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung und eine feuerwehrtechnische 
Laufbahnausbildung. Den Inhalt der feuerwehrtechnischen Lauf­
bahnausbildung regelt die Berliner Feuerwehr im Einvernehmen mit 
der Laufbahnordnungsbehörde durch einen Ausbildungsrahmen­
plan.

§  6  
Verlängerung und Entlassung

(1) Die Dienstbehörde kann den Vorbereitungsdienst und das Be­
amtenverhältnis auf Widerruf im Einzelfall angemessen, jedoch um 
insgesamt höchstens zwei Jahre verlängern, wenn eine Nachwuchs­
kraft
1.	 wegen Krankheit oder sonstiger von ihr nicht zu vertretender 

Gründe wesentliche Ausbildungsinhalte versäumt hat,
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(2) Die Gesamtnote der feuerwehrtechnischen Grundausbildung 
ist das auf zwei Dezimalstellen gerundete arithmetische Mittel aus 
den Punktwerten der Fachnoten der feuerwehrtechnischen Grund­
ausbildung.

(3) Die feuerwehrtechnische Grundausbildung ist nicht bestan­
den, wenn eine Fachnote weniger als fünf Punkte beträgt.

§  10  
Bewertung der Leistungen in den Ausbildungsabschnitten

(1) Nach Maßgabe des Ausbildungsrahmenplans werden die er­
zielten Leistungen mit Punkten gemäß §  8 Absatz 1 bewertet. Ein 
Ausbildungsabschnitt ist abweichend von §  9 erfolgreich absolviert, 
wenn die zusammenfassende Bewertung mindestens fünf Punkte 
beträgt. Der Vorbereitungslehrgang, der fahrtechnische Ausbil­
dungsabschnitt und die Ergänzungsausbildungen gemäß §    7 Ab­
satz 5 werden nicht mit Punkten bewertet.

(2) Am Ende jedes feuerwehrtechnischen Wachpraktikums ist die 
Nachwuchskraft von der jeweiligen Praxisanleiterin oder dem je­
weiligen Praxisanleiter zu beurteilen. Die Beurteilung ist in einer 
Gesamtpunktzahl nach §  8 Absatz 1 zusammenzufassen. Ein feuer­
wehrtechnisches Wachpraktikum ist erfolgreich absolviert, wenn die 
Gesamtpunktzahl mindestens fünf Punkte beträgt.

§  11 
Befreiung, Wiederholung von Ausbildungsabschnitten

(1) Weist eine Nachwuchskraft eine bereits erfolgreich abge­
schlossene Rettungssanitäterausbildung nach, so entfällt dieser 
Ausbildungsabschnitt. Für die Dauer dieser Ausbildung leistet die 
Nachwuchskraft Dienst in einer Feuerwache.

(2) Jeder Ausbildungsabschnitt, der nicht erfolgreich absolviert 
worden ist, darf einmal wiederholt werden. Die Ausbildungsleitung 
entscheidet, inwieweit bestimmte Teile der Ausbildung nochmals zu 
durchlaufen sind. Bei dem fahrtechnischen Ausbildungsabschnitt 
kann die Ausbildungsleitung weitere Wiederholungen zulassen, 
wenn der Erwerb der Fahrerlaubnis mit hinreichender Wahrschein­
lichkeit zu erwarten ist.

§  12 
Laufbahnprüfung

(1) Mit der Laufbahnprüfung weist der Prüfling nach, dass er über 
die fachlichen und berufspraktischen Kenntnisse und Fertigkeiten 
verfügt, die für eine erfolgreiche Wahrnehmung der Aufgaben des 
mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes erforderlich sind. Mit dem 
Bestehen der Laufbahnprüfung wird die Befähigung für die Lauf­
bahn des mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes erworben.

(2) Zur Laufbahnprüfung ist zugelassen, wer
1.	 alle Ausbildungsabschnitte erfolgreich absolviert hat,
2.	 den Nachweis der Fahrerlaubnis gemäß §  7 Absatz 3 erbracht 

hat sowie die Berechtigung zum Führen der Feuerwehrfahrzeu­
ge mit Sonderrechten besitzt und

3.	 über ein den Anforderungen des feuerwehrtechnischen Dienstes 
genügendes körperliches Leistungsvermögen verfügt.

Sofern die Nachwuchskraft nur auf Grund von Altersgrenzen die 
Voraussetzungen nach Satz 1 Nummer 2 nicht erfüllen kann, ent­
scheidet der Prüfungsausschuss über eine Ausnahme.

(3) Die Laufbahnprüfung besteht aus einem schriftlichen, einem 
praktischen und einem mündlichen Teil. Der schriftliche und der 
mündliche Prüfungsteil können sich über alle Ausbildungsinhalte 
erstrecken. In der praktischen Prüfung hat der Prüfling Aufgaben in 
Form einer Einsatzübung zu lösen. Der schriftliche, der praktische 
und der mündliche Teil der Laufbahnprüfung müssen nicht zeitlich 
zusammenhängen. Sofern Teile der Laufbahnprüfung vor dem Ab­
schluss der gesamten Ausbildung abgelegt werden, finden die Num­
mern 1 und 2 des Absatzes 2 Satz 1 mit der Maßgabe Anwendung, 
dass alle bis zu diesem Zeitpunkt durchgeführten Ausbildungsab­
schnitte erfolgreich abgeschlossen sein müssen.

Feuerwache unter Teilnahme an dem in den jeweiligen Feuerwachen 
geltenden Schichtdienst.

(5) Weitere Ausbildungsabschnitte sind Ergänzungsausbildungen 
in Strategien zur Vermeidung von Konflikten im Einsatzdienst, Fer­
tigkeiten und Bewältigungsstrategien zur Gesunderhaltung sowie 
die Erweiterung der interkulturellen Kompetenz.

(6) Der rettungsdienstliche Ausbildungsabschnitt umfasst die 
Vermittlung theoretischer Kenntnisse, ein Klinik- und Rettungs­
dienstpraktikum sowie den Abschluss durch die Prüfung zur Ret­
tungssanitäterin oder zum Rettungssanitäter.

(7) Nachwuchskräfte haben an einer regelmäßigen sportlichen 
Fortbildung in berufsspezifischen Disziplinen und am Dienstsport 
teilzunehmen. Die Anforderungen und die Form der Überprüfung 
werden von der Dienstbehörde festgelegt.

§  8 
Bewertung der Leistungen

(1) Die erzielten Leistungen sind mit einer der folgenden Punkt­
zahlen und der sich daraus ergebenden Note zu bewerten :

Note Punkte Beschreibung

sehr gut (1) 15 
14

eine Leistung, die den Anforderungen 
in besonderem Maße entspricht

gut (2) 13 
12 
11

eine Leistung, die den Anforderungen 
voll entspricht

befriedigend (3) 10 
9 
8

eine Leistung, die im Allgemeinen 
den Anforderungen entspricht

ausreichend (4) 7 
6 
5

eine Leistung, die zwar Mängel auf­
weist, aber im Ganzen den Anforde­
rungen noch entspricht

mangelhaft (5) 4 
3 
2

eine Leistung, die den Anforderungen 
nicht entspricht, jedoch erkennen 
lässt, dass die notwendigen Grund­
kenntnisse vorhanden sind und die 
Mängel in absehbarer Zeit behoben 
werden könnten

ungenügend (6) 1 
0

eine Leistung, die den Anforderungen 
nicht entspricht und bei der selbst die 
Grundkenntnisse so lückenhaft sind, 
dass die Mängel in absehbarer Zeit 
nicht behoben werden könnten

(2) Soweit Einzelbewertungen zu einer Gesamtbewertung zusam­
mengefasst werden, ist die Gesamtnote das auf zwei Dezimalstellen 
gerundete arithmetische Mittel.

(3) Die Gesamtnote lautet bei
14,00 bis 15 Punkten		  sehr gut,
11,00 bis 13,99 Punkten	 gut,
8,00 bis 10,99 Punkten		 befriedigend,
5,00 bis 7,99 Punkten		  ausreichend,
2,00 bis 4,99 Punkten		  mangelhaft,
1,99 oder weniger Punkten	 ungenügend.

§  9 
Bewertung der Leistungen in der feuerwehrtechnischen  

Grundausbildung
(1) In jedem der in §  7 Absatz 2 Satz 4 Nummern 1 bis 5 genann­

ten Lehrfächer der feuerwehrtechnischen Grundausbildung werden 
Fachnoten gebildet.
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§  15  
Laufbahnprüfung im Vorbereitungsdienst  

mit Schwerpunkt Notfallrettung
(1) Die Regelungen für die Laufbahnprüfung nach §   12 finden 

nach Maßgabe der Absätze 2 und 3 Anwendung. Mit dem Bestehen 
der Laufbahnprüfung wird die Befähigung für die Laufbahn des 
mittleren feuerwehrtechnischen Dienstes erworben.

(2) Zur Laufbahnprüfung ist zugelassen, wer
1.	 die Prüfung oder Ergänzungsprüfung zur Notfallsanitäterin oder 

zum Notfallsanitäter erfolgreich abgeschlossen hat,
2.	 alle weiteren Ausbildungsabschnitte nach Maßgabe des Ausbil­

dungsrahmenplans erfolgreich absolviert hat und
3.	 über ein den Anforderungen des feuerwehrtechnischen Dienstes 

genügendes körperliches Leistungsvermögen verfügt.
(3) Die Laufbahnprüfung besteht aus einem schriftlichen, einem 

praktischen und einem mündlichen Teil, die sich über alle Ausbil­
dungsinhalte der feuerwehrtechnischen Laufbahnausbildung erstre­
cken können. Die Zusammensetzung der Abschlussnote richtet sich 
nach §  25 Absatz 3.

Teil 2  
Regelungen zur Laufbahnprüfung

Kapitel 1 
Prüfungsausschüsse und prüfende Dienstkräfte

§  16 
Zusammensetzung der Prüfungsausschüsse

(1) Zur Abnahme der Laufbahnprüfung werden bei der Dienst
behörde Prüfungsausschüsse in der erforderlichen Zahl gebildet. Sie 
führen die Bezeichnung „Prüfungsausschuss für den mittleren feuer­
wehrtechnischen Dienst“. Die vorsitzenden Mitglieder, die weiteren 
Mitglieder und die stellvertretenden Mitglieder der Prüfungsaus­
schüsse werden von der Leiterin oder dem Leiter der Dienstbehörde 
für die Prüfung berufen ; die Wiederberufung ist zulässig.

(2) Jeder Prüfungsausschuss besteht aus
1.	 einer Dienstkraft des höheren feuerwehrtechnischen Dienstes 

als vorsitzendem Mitglied,
2.	 einer Dienstkraft des gehobenen oder höheren feuerwehrtechni­

schen Dienstes,
3.	 einer Dienstkraft mit Führungsausbildung des mittleren, geho­

benen oder höheren feuerwehrtechnischen Dienstes.
Bei Verhinderung eines Mitglieds tritt ein stellvertretendes Mitglied 
an dessen Stelle.

(3) Die Prüfungsausschüsse und ihre Mitglieder sind bei der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben unabhängig und an Weisungen nicht 
gebunden. Das Gleiche gilt für die prüfenden Dienstkräfte, soweit 
sie nach Maßgabe dieser Verordnung an der Bewertung von Prü­
fungsleistungen beteiligt sind.

§  17 
Aufgaben der Prüfungsausschüsse, Zuordnung der Prüflinge

(1) Die Prüfungsausschüsse haben die sich aus dieser Verordnung 
ergebenden Aufgaben wahrzunehmen, insbesondere
1.	 die Prüfungen vorzubereiten, abzunehmen und zu überwachen,
2.	 die schriftlichen Prüfungsaufgaben auszuwählen und die Hilfs­

mittel festzulegen,
3.	 die Zeitpunkte der Prüfungsteile festzusetzen,
4.	 die Prüflinge zu der Prüfung zu laden,
5.	 die Prüfungsnoten sowie die Abschlussnote der Prüfung festzu­

stellen,
6.	 über ordnungswidriges Verhalten und die Wiederholung von 

Prüfungen zu entscheiden,

(4) Die in §    18 Absatz 2 Nummer 1 genannten Personen oder 
stellvertretend eine jeweils von ihnen benannte Person können an 
den mündlichen sowie an den praktischen Prüfungen teilnehmen 
und bei der Beratung über die Noten gehört werden ; die in §   18 
Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a genannten Dienstkräfte sind als 
Zuhörerinnen oder Zuhörer teilnahmeberechtigt. Über eine Teilnah­
me von anderen Personen als Zuhörerinnen oder Zuhörer entschei­
det der Prüfungsausschuss.

Kapitel 3 
Vorbereitungsdienst gemäß §  5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der 

Feuerwehr-Laufbahnverordnung 
(Schwerpunkt Feuerwehrtechnik mit handwerklich-technischer 

Grundqualifizierung als erster Stufe)

§  13 
Gestaltung der Ausbildung mit handwerklich-technischer 

Grundqualifizierung
(1) Der Vorbereitungsdienst gemäß §    5 Absatz 1 Satz 1 Num­

mer 2 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung gliedert sich in die hand­
werklich-technische Grundqualifizierung (HTG) als erster Stufe und 
in den Vorbereitungsdienst gemäß §  5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 
der Feuerwehr-Laufbahnverordnung als zweiter Stufe.

(2) Ziel der handwerklich-technischen Grundqualifizierung ist es, 
den Nachwuchskräften Grundkenntnisse insbesondere in verschie­
denen handwerklich-technischen Bereichen zu vermitteln, die für 
die Aufgabenerfüllung im mittleren feuerwehrtechnischen Dienst 
förderlich sind. Sie dauert regelmäßig eineinhalb Jahre. Die Ausbil­
dung und Prüfung während der handwerklich-technischen 
Grundqualifizierung ist in der Anlage geregelt. Die handwerk­
lich-technische Grundqualifizierung muss zur Fortsetzung des Vor­
bereitungsdienstes bestanden werden, die Abschlussnote fließt je­
doch nicht in die Abschlussnote der Laufbahnprüfung ein.

(3) Für die zweite Stufe, die mit der Laufbahnprüfung abgeschlos­
sen wird, finden die Regelungen für den Vorbereitungsdienst gemäß 
§  5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung 
Anwendung. Mit dem Bestehen der Laufbahnprüfung wird die Be­
fähigung für die Laufbahn des mittleren feuerwehrtechnischen 
Dienstes erworben.

Kapitel 4 
Vorbereitungsdienst gemäß §  5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 der 

Feuerwehr-Laufbahnverordnung 
(Schwerpunkt Notfallrettung)

§  14 
Gestaltung der Ausbildung mit Schwerpunkt Notfallrettung

(1) Der Vorbereitungsdienst gemäß §    5 Absatz 1 Satz 1 Num­
mer 3 der Feuerwehr-Laufbahnverordnung umfasst die dreijährige 
Ausbildung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter und 
eine feuerwehrtechnische Laufbahnausbildung mit einer Dauer von 
bis zu einem Jahr.

(2) Die Ausbildung und Prüfung oder die weitere Ausbildung und 
Ergänzungsprüfung der Rettungsassistentinnen und Rettungsassis­
tenten für den Beruf der Notfallsanitäterin oder des Notfallsanitäters 
richten sich nach der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter. Bei der staatlichen Prü­
fung und der staatlichen Ergänzungsprüfung nach §  4 der Ausbil­
dungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsanitäterinnen und Not­
fallsanitäter finden die Beteiligungsrechte nach §  12 Absatz 4 ent­
sprechende Anwendung.

(3) Der Ausbildungsrahmenplan für die feuerwehrtechnische 
Laufbahnausbildung beinhaltet die feuerwehrtechnische Grundaus­
bildung ohne den Bereich Rettungsdienst und kann weitere Fahr- 
und Ergänzungsausbildungen sowie gegebenenfalls Praktika vorse­
hen. Die §§  8 bis 11 finden entsprechende Anwendung.
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(4) Wird der Beginn einer Prüfungsarbeit versäumt, so entscheidet 
die jeweilige Aufsicht, ob sie noch begonnen werden darf. Die ver­
säumte Zeit geht regelmäßig zu Lasten des Prüflings ; in begründe­
ten Ausnahmefällen darf die Bearbeitungsdauer um den Zeitverlust 
verlängert werden. Versäumt ein Prüfling den Beginn der mündli­
chen Prüfung, entscheidet der Prüfungsausschuss, ob er noch in die 
Prüfung eintreten darf. Der Vorgang ist in einer Niederschrift festzu­
halten.

(5) Versäumt ein Prüfling die Prüfung ganz oder teilweise ohne 
ausreichende Entschuldigung oder tritt er ohne Genehmigung zu­
rück, so gilt die Prüfung als nicht bestanden.

§  21 
Hilfsmittel und Erleichterungen

(1) Es dürfen nur die vom Prüfungsausschuss zugelassenen Hilfs­
mittel verwendet werden. Die Benutzung nicht zugelassener Hilfs­
mittel gilt als Täuschungshandlung. 

(2) Auf Antrag kann einem Prüfling, der wegen einer vorüberge­
henden körperlichen Behinderung den anderen Prüflingen gegen­
über wesentlich im Nachteil ist, durch den Prüfungsausschuss eine 
angemessene Erleichterung bewilligt werden. In Zweifelsfällen ist 
ein Zeugnis einer beamteten Ärztin oder eines beamteten Arztes 
einzuholen.

§  22  
Ordnungswidriger Verlauf

(1) Wenn der Verdacht auf eine Täuschungshandlung besteht, ist 
die Prüfung für den Prüfling zu unterbrechen. Er ist sofort zu hören. 
Erforderlichenfalls sind weitere Ermittlungen anzustellen.

(2) Ergibt sich, dass keine Täuschungshandlung vorliegt, wird die 
Prüfung fortgesetzt, wobei bei den Prüfungsarbeiten die Bearbei­
tungsdauer um den Zeitverlust, der durch die Ermittlungen bewirkt 
wurde, verlängert wird. Die Entscheidung trifft bei der schriftlichen 
Prüfungsarbeit die aufsichtführende Dienstkraft, die sich erforderli­
chenfalls zum Zwecke der Ermittlungen ablösen lassen kann, bei der 
mündlichen und praktischen Prüfung der Prüfungsausschuss. Der 
Vorgang ist im ersten Fall in einer Niederschrift festzuhalten ; die 
Niederschrift ist unverzüglich dem Prüfungsausschuss zuzuleiten.

(3) Wird die Prüfung aufgrund des Ergebnisses der Ermittlungen 
nicht fortgesetzt, so entscheidet das vorsitzende Mitglied des Prü­
fungsausschusses, ob eine Täuschungshandlung vorliegt und ob es 
sich dabei um einen leichten oder einen schweren Fall handelt. Wird 
kein Verstoß festgestellt, so ist bei der schriftlichen Prüfung eine 
neue Arbeit anzufertigen ; bei der mündlichen und praktischen Prü­
fung wird der entsprechende Prüfungsteil wiederholt. Handelt es 
sich um einen leichten Fall, so gilt der entsprechende Prüfungsteil 
als mit null Punkten bewertet. Bei einem schweren Fall schließt das 
vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses den Prüfling von der 
Prüfung aus. Die Prüfung gilt als nicht bestanden. Als schwere Fälle 
sind insbesondere solche anzusehen, bei denen die Täuschungs­
handlung vorbereitet worden ist oder besondere Intensität oder grö­
ßeren Umfang aufweist.

(4) Wird die Täuschungshandlung erst bei der Bewertung der 
Prüfungsarbeit entdeckt, gelten der Absatz 1 Satz 2 und 3 und der 
Absatz 3 entsprechend mit der Maßgabe, dass auf die Anfertigung 
einer neuen Arbeit verzichtet wird, wenn kein Verstoß vorliegt.

(5) Wird eine schwere Täuschungshandlung erst nach Beendigung 
der Prüfung entdeckt, so kann der Prüfungsausschuss die Prüfung 
für ungültig erklären. Die Ungültigkeit muss innerhalb von drei 
Monaten nach Entdecken der Täuschungshandlung erklärt werden. 
Die Entscheidung ist zuzustellen. Das bereits ausgehändigte Prü­
fungszeugnis ist von der Dienstbehörde einzuziehen. Die Prüfung 
gilt als nicht bestanden.

(6) Behindert ein Prüfling durch sein Verhalten die Prüfung so 
schwerwiegend, dass es nicht möglich ist, seine Prüfung oder die 
anderer Prüflinge ordnungsgemäß durchzuführen, so wird er von der 
weiteren Prüfung ausgeschlossen. Die Entscheidung trifft das vorsit­

7.	 den Prüfungsstichtag für das Ende der Laufbahnprüfung festzu­
setzen und

8.	 über die ausnahmsweise Zulassung zur Laufbahnprüfung gemäß 
§  12 Absatz 2 Satz 2 zu entscheiden.

(2) Die Prüfungsausschüsse entscheiden mit Stimmenmehrheit.
(3) Die Prüfungsausschüsse können Aufgaben an das vorsitzende 

Mitglied übertragen.
(4) Die Zuordnung der Prüflinge zu den Prüfungsausschüssen 

obliegt der Ausbildungsleitung.

§  18  
Sitzungen der Prüfungsausschüsse

(1) Die Sitzungen der Prüfungsausschüsse sind nicht öffentlich.
(2) Zur Teilnahme an den Sitzungen sind, sofern nicht über die 

schriftlichen Prüfungsaufgaben und die zugelassenen Hilfsmittel 
beraten wird, berechtigt :
1. mit beratender Stimme

a)	 die Ausbildungsleiterin oder der Ausbildungsleiter,
b)	 ein Mitglied des Personalrates der Berliner Feuerwehr,
c)	 ein Mitglied der Frauenvertretung der Berliner Feuerwehr,
d)	 ein Mitglied der Jugend- und Auszubildendenvertretung, so­

fern Dienstkräfte geprüft werden, die bei Prüfungsbeginn 
das 27. Lebensjahr noch nicht vollendet haben,

e)	 ein Mitglied der Schwerbehindertenvertretung der Berliner 
Feuerwehr, sofern Schwerbehinderte oder Gleichgestellte 
geprüft werden,

2. als Zuhörerinnen oder Zuhörer
a)	 Vertreterinnen oder Vertreter der obersten Dienstbehörde 

und der Dienstbehörde,
b)	 andere Personen mit Zustimmung des jeweiligen Prüfungs­

ausschusses.

§  19 
Prüfende Dienstkräfte

(1) Die prüfenden Dienstkräfte unterstützen die Prüfungsaus­
schüsse bei der Prüfungsabnahme.

(2) Das vorsitzende Mitglied eines Prüfungsausschusses bestimmt 
auf Vorschlag der bei der Dienstbehörde bestehenden Ausbildungs­
einrichtungen die prüfenden Dienstkräfte für die einzelnen Prü­
fungsgebiete aus dem Kreis der zuständigen Fachlehrkräfte. Die 
prüfenden Dienstkräfte sollen die Prüflinge möglichst unterrichtet 
haben.

Kapitel 2 
Rechte und Pflichten der Prüflinge

§  20 
Erkrankung, Versäumnis

(1) Wer durch Krankheit oder durch nicht in seiner Person liegen­
de Umstände an der Ablegung der Prüfung oder von Teilen der 
Prüfung gehindert ist, hat dies nachzuweisen. Eine Erkrankung ist 
im Falle stationärer Behandlung durch eine Bescheinigung der 
Krankenanstalt, in anderen Fällen durch eine Bescheinigung einer 
beamteten Ärztin oder eines beamteten Arztes nachzuweisen. Ein 
privatärztliches Zeugnis kann anerkannt werden.

(2) Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann mit Genehmi­
gung des vorsitzenden Mitglieds des Prüfungsausschusses der 
Rücktritt von der Prüfung erklärt werden.

(3) Bei Verhinderung oder Rücktritt nach den Absätzen 1 und 2 
gilt die Prüfung oder der betreffende Teil der Prüfung als nicht be­
gonnen. Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses be­
stimmt, zu welchem Zeitpunkt die Prüfung oder der Prüfungsteil 
nachzuholen ist.
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(4) Die Leistungen des Prüflings sind nach §  8 Absatz 1 zu bewer­
ten. Über die Bewertung entscheidet der Prüfungsausschuss auf 
Vorschlag der jeweils prüfenden Dienstkraft mit Stimmenmehrheit. 
Kommt eine Bewertung mit Stimmenmehrheit nicht zustande, gibt 
die Stimme des vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag.

§  25 
Ergebnis der Laufbahnprüfung

(1) Nach Durchführung aller Prüfungsteile stellt der Prüfungsaus­
schuss unverzüglich die Abschlussnote der Laufbahnprüfung fest.

(2) Die Abschlussnote setzt sich bei Ableistung des Vorberei­
tungsdienstes gemäß §   5 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 2 der 
Feuerwehr-Laufbahnverordnung (Schwerpunkt Feuerwehrtechnik 
mit und ohne handwerklich-technischer Grundqualifizierung als 
erster Stufe) zusammen aus der Ausbildungsgesamtnote gemäß Ab­
satz 4, der Prüfungsnote der schriftlichen Prüfung, der Prüfungsnote 
der mündlichen Prüfung und der Prüfungsnote der praktischen Prü­
fung. In die Abschlussnote gehen ein
1. die Ausbildungsgesamtnote		  zu 40 Prozent,
2. die Prüfungsnote der schriftlichen Prüfung	 zu 20 Prozent,
3. die Prüfungsnote der mündlichen Prüfung	 zu 10 Prozent,
4. die Prüfungsnote der praktischen Prüfung	 zu 30 Prozent.

(3) Die Abschlussnote setzt sich bei Ableistung des Vorberei­
tungsdienstes gemäß §    5 Absatz  1 Satz  1 Nummer  3 der Feuer­
wehr-Laufbahnverordnung (Schwerpunkt Notfallrettung) zusam­
men aus der Abschlussnote der Notfallsanitäterausbildung, der 
Ausbildungsgesamtnote gemäß Absatz  4, der Prüfungsnote der 
schriftlichen Prüfung, der Prüfungsnote der mündlichen Prüfung 
und der Prüfungsnote der praktischen Prüfung. In die Abschlussnote 
gehen ein
1.	� die Abschlussnote der  

Notfallsanitäterausbildung		  zu 60 Prozent
2.	 die Ausbildungsgesamtnote		  zu 10 Prozent,
3.	 die Prüfungsnote der schriftlichen Prüfung	 zu 10 Prozent,
4.	 die Prüfungsnote der mündlichen Prüfung	 zu 5 Prozent,
5.	 die Prüfungsnote der praktischen Prüfung	 zu 15 Prozent.
Wurde eine staatliche Prüfung zur Notfallsanitäterin oder zum Not­
fallsanitäter gemäß §  9 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung 
für Notfallsanitäterinnen und Notfallsanitäter vor dem Beginn des 
Vorbereitungsdienstes bestanden oder wird eine staatliche Ergän­
zungsprüfung zur Notfallsanitäterin oder zum Notfallsanitäter ge­
mäß §  10 der Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für Notfallsa­
nitäterinnen und Notfallsanitäter während des Vorbereitungsdienstes 
bestanden, setzt sich die Abschlussnote der Laufbahnprüfung nach 
Maßgabe des Absatzes 2 zusammen.

(4) Die Ausbildungsgesamtnote setzt sich aus den in der feuer­
wehrtechnischen Grundausbildung und den anderen bewerteten 
Ausbildungsabschnitten erreichten Punktzahlen zusammen. Die zu 
bewertenden Ausbildungsabschnitte und die Anteile, mit denen die 
in den Ausbildungsabschnitten erreichten Punktzahlen in die Ausbil­
dungsgesamtnote einfließen, werden unter Berücksichtigung des 
zeitlichen Umfanges und der Bedeutung des jeweiligen Ausbil­
dungsabschnitts im Ausbildungsrahmenplan festgelegt. Die Ausbil­
dungsgesamtnote und die Punktzahl der Abschlussnote werden auf 
zwei Dezimalstellen gerundet errechnet.

(5) Die Laufbahnprüfung ist bei einer Punktzahl von
14,00	 bis	 15 Punkten	 mit „sehr gut“ bestanden,
11,00	 bis	 13,99 Punkten	 mit „gut“ bestanden,
8,00	 bis	 10,99 Punkten	 mit „befriedigend“ bestanden,
5,00	 bis	 7,99 Punkten	 bestanden.

(6) Die Laufbahnprüfung ist nicht bestanden, wenn
1.	 die schriftliche Prüfungsarbeit mit weniger als fünf Punkten be­

wertet worden ist,

zende Mitglied des Prüfungsausschusses. Die Prüfung gilt in diesem 
Teil als mit null Punkten bewertet. 

(7) Vor Beginn der ersten Prüfungsarbeit sind die Prüflinge auf die 
§§  20 bis 22 hinzuweisen. Ein entsprechender Vermerk wird in die 
Niederschrift über die erste Prüfungsarbeit aufgenommen.

Kapitel 3  
Durchführung der Laufbahnprüfung

§  23 
Durchführung der schriftlichen Laufbahnprüfung

(1) Die Bearbeitungsdauer der Prüfungsarbeit beträgt drei Zeit­
stunden. Die Lehrkräfte der bei der Dienstbehörde bestehenden 
Ausbildungseinrichtungen sind verpflichtet, nach Aufforderung 
durch den Prüfungsausschuss für ihr Fachgebiet geeignete Prü­
fungsaufgaben einschließlich der Lösungsskizzen vorzuschlagen.

(2) Der Prüfungsausschuss kann Inhalt und Umfang der Aufgaben 
ändern, Aufgabenvorschläge zurückweisen und neue anfordern.

(3) Die Prüfungsarbeit wird unter der Aufsicht einer Lehrkraft 
oder einer Dienstkraft der Dienstbehörde, die regelmäßig der Lauf­
bahn des gehobenen Dienstes angehören muss, angefertigt.

(4) Die Prüfungsarbeit wird nach näherer Bestimmung durch den 
Prüfungsausschuss von einer Lehrkraft der bei der Dienstbehörde 
bestehenden Ausbildungseinrichtungen (Erstzensierende) und da­
nach von einem Mitglied des Prüfungsausschusses oder einer Lehr­
kraft der bei der Dienstbehörde bestehenden Ausbildungseinrichtun­
gen oder einer anderen sachkundigen Person (Zweitzensierende) 
bewertet. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen gilt §   8 Ab­
satz 1. Weichen die Bewertungen voneinander ab und können sich 
die beiden Zensierenden nicht einigen, so entscheidet das vorsitzen­
de Mitglied des Prüfungsausschusses im Rahmen der Noten der 
beiden Zensierenden.

(5) Die schriftliche Prüfungsarbeit kann ganz oder teilweise in der 
besonderen Prüfungsart des Antwort-Wahl-Verfahrens (Multiple- 
Choice) durchgeführt werden. Sofern die Prüfungsarbeit ganz als 
Antwort-Wahl-Verfahren durchgeführt wird, wird sie nach näherer 
Bestimmung durch den Prüfungsausschuss von einer Lehrkraft der 
bei der Dienstbehörde bestehenden Ausbildungseinrichtungen oder 
einer anderen sachkundigen Person bewertet ; der oder die Zweit­
zensierende entfällt bei vollständiger Durchführung als Ant­
wort-Wahl-Verfahren. Für die Bewertung der Prüfungsleistungen 
gilt §  8 Absatz 1.

(6) Die Note der schriftlichen Prüfungsarbeit ist jedem Prüfling 
unverzüglich bekannt zu geben.

§  24 
Durchführung der praktischen und der mündlichen  

Laufbahnprüfung
(1) In der praktischen Prüfung hat der Prüfling bestimmte Aufga­

ben insbesondere aus den Lehrfächern Brandbekämpfung und Tech­
nische Hilfeleistung/Umweltschutz in Form von Einsatzübungen zu 
lösen. Die Aufgaben sind als Einzel- oder Gruppenübung so anzule­
gen, dass eine Bewertung der Leistungen des einzelnen Prüflings 
möglich ist. Bei der Abnahme der Prüfung können den Prüflingen 
ergänzende Fragen grundsätzlich nach Beendigung der einzelnen 
Übung gestellt werden. Die Zahl und Art der Übungen bestimmt der 
Prüfungsausschuss auf Vorschlag der prüfenden Dienstkräfte.

(2) Die mündliche Prüfung soll das während des Vorbereitungs­
dienstes gewonnene Leistungsbild abrunden und wird über alle 
Ausbildungsinhalte der feuerwehrtechnischen Laufbahnausbildung 
durchgeführt. Die Prüfungszeit soll für jeden Prüfling insgesamt re­
gelmäßig 20 Minuten betragen.

(3) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses leitet die 
praktische und die mündliche Prüfung und bestimmt ihren Ablauf. 
Die Mitglieder des Prüfungsausschusses können jederzeit in die 
Befragung eingreifen.
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� Anlage zu §  13 Absatz 2 Satz 3

Ausbildung und Prüfung in der ersten Stufe der Stufen- 
ausbildung für den mittleren feuerwehrtechnischen Dienst –  

handwerklich-technische Grundqualifizierung (HTG)  
gemäß §  5 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der Feuerwehr- 

Laufbahnverordnung

1. Ziel
Die handwerklich-technische Grundqualifizierung (HTG) stellt 

die erste Stufe der Ausbildung zur Brandmeisterin und zum Brand­
meister dar. Ziel der handwerklich-technischen Grundqualifizierung 
ist es, den Nachwuchskräften der Berliner Feuerwehr Grundkennt­
nisse insbesondere in verschiedenen handwerklich-technischen Be­
reichen zu vermitteln, die für die Aufgabenerfüllung im mittleren 
feuerwehrtechnischen Dienst förderlich sind.
2. Inhalt und Durchführung

(1) Die handwerklich-technische Grundqualifizierung umfasst 
insbesondere Ausbildungsabschnitte in den Berufsfeldern Zimme­
rei, Konstruktionsmechanik, Beton- und Stahlbetonbau, Elektro­
technik und Anlagenmechanik in Theorie und Praxis. Allgemeinbil­
dende Qualifizierungsinhalte werden insbesondere in den Bereichen 
Berufliche Kommunikation in Deutsch und Englisch, Wirtschaft 
und Gesellschaft, Mathematik und Sport vermittelt. Näheres wird in 
einem Ausbildungsplan geregelt, der sich an den Ausbildungsord­
nungen der einzelnen Berufsfelder orientiert. In dem Ausbildungs­
plan werden die abzulegenden Prüfungen festgelegt. Der Ausbil­
dungsplan wird von der Knobelsdorff-Schule im Einvernehmen mit 
der Berliner Feuerwehr aufgestellt. Kann kein Einvernehmen herge­
stellt werden, entscheidet die für den feuerwehrtechnischen Dienst 
zuständige Laufbahnordnungsbehörde.

(2) Die handwerklich-technische Grundqualifizierung wird von 
der Knobelsdorff-Schule und der Berliner Feuerwehr durchgeführt. 
Sie findet an den von der Knobelsdorff-Schule und der Berliner 
Feuerwehr festzulegenden Lernorten statt.

(3) Die Berliner Feuerwehr ist Dienstbehörde der Brandmeis­
ter-Anwärterinnen und Brandmeister-Anwärter und für alle beam­
tenrechtlichen Maßnahmen zuständig wie Ernennung, Festsetzung 
und Zahlung der Anwärterbezüge, Verlängerung und Beendigung 
des Vorbereitungsdienstes und Entlassung aus dem Beamtenverhält­
nis auf Widerruf.

3. Besondere Pflichten der Nachwuchskräfte
Die Nachwuchskraft hat

	 a) �aktiv an der handwerklich-technischen Grundqualifizierung 
mitzuwirken, um die Ausbildungsziele zu erreichen,

	 b) �an allen Ausbildungsmaßnahmen regelmäßig teilzunehmen,
	 c) �die für die Ausbildungsstätten geltenden Ordnungen zu be­

achten,
	 d) �Werkzeuge, Maschinen und sonstige Einrichtungen pfleglich 

zu behandeln und sie nur zu den übertragenen Arbeiten zu 
verwenden,

	 e) �aktiv im Rahmen der handwerklich-technischen Grundquali­
fizierung mit allen Personen, insbesondere den Lehrpersonen, 
zusammenzuarbeiten, den notwendigen Anleitungen und 
Weisungen zu folgen und die Arbeitsschutz- und Unfallverhü­
tungsvorschriften sowie Regelungen, die die Ordnung der 
Knobelsdorff-Schule und deren Werkstätten und Baustellen 
betreffen, zu beachten,

	 f) �an Maßnahmen zur Ermittlung des Qualifizierungsstandes 
teilzunehmen, sofern solche vorgesehen sind, wozu auch nach 
Maßgabe der Knobelsdorff-Schule die Verpflichtung zum 
Führen eines Qualifizierungsnachweis-Ordners gehören kann,

	 g) �in regelmäßigen Zeitabständen ihre sportliche Leistungsfä­
higkeit, auch mittels von der Berliner Feuerwehr zu bestim­
mender Testverfahren (Fitness-Tests), nachzuweisen,

	 h) �bei Fernbleiben von der handwerklich-technischen Grundqua­
lifizierung der Knobelsdorff-Schule unter Angabe von Grün­

2.	 die praktische oder die mündliche Prüfung mit weniger als fünf 
Punkten bewertet worden ist oder

3.	 die Punktzahl der Abschlussnote weniger als fünf Punkte be­
trägt.

(7) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses gibt das 
Ergebnis der Prüfung jedem Prüfling unverzüglich bekannt.

§  26 
Dokumentation der Laufbahnprüfung, Prüfungszeugnis

(1) Über Gegenstand, Ablauf und Ergebnis der praktischen und 
der mündlichen Laufbahnprüfung ist je eine Niederschrift zu ferti­
gen und von dem vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses zu 
unterzeichnen.

(2) Die Niederschriften sind mit der Prüfungsarbeit zu einer Prü­
fungsakte zusammenzufassen. Nach Bekanntgabe der Prüfungser­
gebnisse hat der Prüfling ein Recht auf Einsicht in seine Prüfungsar­
beit.

(3) Bei bestandener Laufbahnprüfung erhält der Prüfling ein Prü­
fungszeugnis, bei nicht bestandener Prüfung einen schriftlichen oder 
elektronischen Bescheid. Eine Ausfertigung ist jeweils zur Personal
akte zu nehmen.

§  27  
Wiederholen der Laufbahnprüfung

(1) Ist die Laufbahnprüfung nicht bestanden, darf sie einmal wie­
derholt werden. Der Prüfungsausschuss entscheidet im Einverneh­
men mit der Ausbildungsleitung, inwieweit der Prüfling bestimmte 
Teile der Ausbildung nochmals zu durchlaufen hat. Es sind lediglich 
nicht bestandene Teile der Laufbahnprüfung zu wiederholen.

(2) Gilt eine Laufbahnprüfung aus den in §  20 Absatz 5 oder §  22 
Absätze 3 bis 6 genannten Gründen als nicht bestanden, so entschei­
det die Dienstbehörde nach Anhörung des Prüfungsausschusses, 
welche Teile der Prüfung zu wiederholen sind.

Teil 3 
Übergangs- und Schlussvorschriften

§  28 
Übergangsbestimmungen

Der Vorbereitungsdienst für die vor dem Inkrafttreten dieser Ver­
ordnung in das Beamtenverhältnis auf Widerruf eingestellten Beam­
tinnen und Beamten soll auf eineinhalb Jahre verkürzt werden, so­
fern dies organisatorisch und inhaltlich möglich ist. Der Ausbil­
dungsrahmenplan wird an die Regelungen dieser Verordnung ange­
passt. Bereits absolvierte Ausbildungsteile und Prüfungen bleiben 
anerkannt.

§  29 
Ausführungsvorschriften

Die zur Ausführung dieser Verordnung erforderlichen Verwal­
tungsvorschriften erlässt die Laufbahnordnungsbehörde.

§  30 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 
und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. Gleichzeitig treten die 
Verordnung über die Ausbildung und die Prüfung für den mittleren 
feuerwehrtechnischen Dienst (APOmDFw) vom 5. Juni 2009 
(GVBl. S. 283) und Artikel I der Ersten Verordnung zur Änderung 
der Verordnung über die Ausbildung und die Prüfung für den mittle­
ren feuerwehrtechnischen Dienst vom 1. Juli 2010 (GVBl. S. 402) 
außer Kraft. 

Berlin, den 30. August 2016

Senatsverwaltung für Inneres und Sport

Frank  H e n k e l
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die Nachwuchskraft regelmäßig teilgenommen hat und ihre Leistun­
gen mindestens mit der Note 4 bewertet wurden. Für die Bewertung 
gilt ebenso der einheitliche Bewertungsschlüssel mit ganzen Noten 
von 1 bis 6. Berücksichtigt werden die Kriterien Mitarbeit, Fertig­
keit und Kenntnisse.

(4) Die Nachwuchskraft darf jede für das Bestehen der handwerk­
lich-technischen Grundqualifizierung relevante Prüfung und das 
Baustellenpraktikum im Falle des Nichtbestehens einmal wiederho­
len. Die Ausbildungsleitungen der Berliner Feuerwehr und der 
Knobelsdorff-Schule treffen die für die Wiederholung notwendigen 
Entscheidungen im Einvernehmen. Kann kein Einvernehmen herge­
stellt werden, entscheidet die für den feuerwehrtechnischen Dienst 
zuständige Laufbahnordnungsbehörde.

(5) In den allgemeinbildenden Fächern einschließlich Sport erfol­
gen regelmäßige Leistungsüberprüfungen in geeigneter Form in 
Abhängigkeit von den jeweils geförderten Kompetenzen.

(6) Die handwerklich-technische Grundqualifizierung ist insge­
samt bestanden, wenn alle handwerklichen Modulprüfungen und 
das Baustellenpraktikum bestanden sind und in den allgemeinbil­
denden Fächern einschließlich Sport insgesamt mindestens die 
Durchschnittsnote 4 erreicht worden ist.

6. Beendigung der handwerklich-technischen Grundqualifizierung
(1) Die Ausbildung während der ersten Stufe des Vorbereitungs­

dienstes endet regelmäßig mit Ablauf der im Ausbildungsplan fest­
gelegten Ausbildungszeit.

(2) Für die Verlängerung der handwerklich-technischen Grund
,qualifizierung im Einzelfall und die Entlassung vor und nach dem 
Ablauf der im Ausbildungsplan festgelegten Ausbildungszeit ist die 
Berliner Feuerwehr als Dienstbehörde nach Maßgabe des §  6 der 
Verordnung über die Ausbildung und die Prüfung für den mittleren 
feuerwehrtechnischen Dienst zuständig.

7. Qualifiziertes Zertifikat
Bei Beendigung der handwerklich-technischen Grundqualifizie­

rung stellt die Knobelsdorff-Schule ein qualifiziertes Zertifikat aus, 
das Angaben über Art, Dauer und Ziel der handwerklich-technischen 
Grundqualifizierung sowie über erworbene Fertigkeiten und Kennt­
nisse der Nachwuchskraft enthält. Auf Verlangen der Nachwuchs­
kraft sind auch Angaben über Führung, Leistung und besondere 
fachliche Fähigkeiten aufzunehmen.

den und der voraussichtlichen Dauer unverzüglich Nachricht 
zu geben. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als drei Ka­
lendertage, hat die Nachwuchskraft eine ärztliche Bescheini­
gung spätestens an dem darauf folgenden Arbeitstag vorzule­
gen. Die Berliner Feuerwehr und die Knobelsdorff-Schule 
sind im Einzelfall berechtigt, die Vorlage der ärztlichen Be­
scheinigung früher oder bereits ab dem ersten Kalendertag 
der Erkrankung zu verlangen.

4. Bekleidung und Sachmittel
(1) Die erforderliche Schutz- und Berufsbekleidung wird von der 

Berliner Feuerwehr oder in deren Auftrag bereitgestellt. Die Schutz- 
und Berufsbekleidung ist durch die Nachwuchskraft in ordnungsge­
mäßem Zustand zu halten und selbst zu reinigen. Bei Beendigung der 
handwerklich-technischen Grundqualifizierung ist die überlassene 
Schutz- und Berufsbekleidung unverzüglich an die ausgebende Stel­
le (Berliner Feuerwehr oder Knobelsdorff-Schule) zurückzugeben.

(2) Qualifizierungsbedingte Aufwendungen für Sachmittel, wie 
zum Beispiel Lehrbücher, Werkzeug, Material, trägt die Berliner 
Feuerwehr.

5. Prüfung
(1) Die Nachwuchskräfte sind verpflichtet, an sämtlichen im Aus­

bildungsplan vorgesehenen Prüfungen teilzunehmen.
(2) In den unterrichteten Gewerken werden Modulprüfungen 

kompetenzorientiert und in der Regel ganztägig durchgeführt. Die 
Modulprüfungen bestehen aus einem planerischen Teil (Theorie) 
und einem konstruktiven Teil (Praxis). Es wird der einheitliche Be­
wertungsschlüssel für Bildungsgänge an Berufsfachschulen im 
Land Berlin in der jeweils aktuell geltenden Fassung angewendet 
und das erreichte Ergebnis in ganzen Noten von 1 bis 6 ausgewie­
sen. Die einzelnen Modulprüfungen gelten als bestanden, wenn 
mindestens die Note 4 (entsprechend 45 Prozent der erwarteten 
Leistungen) erreicht wird. Die in §  18 Absatz 2 Nummer 1 genann­
ten Personen oder stellvertretend eine jeweils von ihnen benannte 
Person können an den mündlichen sowie an den praktischen Teilen 
der Modulprüfungen teilnehmen und bei der Beratung über die No­
ten gehört werden ; die in §   18 Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe a 
genannten Dienstkräfte sind als Zuhörerinnen oder Zuhörer teilnah­
meberechtigt.

(3) Der betriebspraktische Teil der handwerklich-technischen 
Grundqualifizierung (Baustellenpraktikum) gilt als bestanden, wenn 
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Zweite Verordnung
zur Änderung der Schriftgutaufbewahrungsverordnung 

Vom 8. September 2016

Auf Grund des §  2 des Schriftgutaufbewahrungsgesetzes vom 
24. November 2008 (GVBl. S. 410) verordnet die Senatsverwal­
tung für Justiz und Verbraucherschutz :

Artikel I
Die Schriftgutaufbewahrungsverordnung vom 16. April 2010 

(GVBl. S. 205), die durch die Verordnung vom 2. August 2013 
(GVBl. S. 375) geändert worden ist, wird wie folgt geändert :
1.	 § 2 Absatz 2 wird wie folgt gefasst :

„(2) Gelten für Akten und Aktenteile unterschiedliche Aufbe­
wahrungsfristen, so bestimmt sich die Aufbewahrungsfrist für 
den die Urschriften dieser Akten oder Aktenteile ersetzenden 
Bild- oder anderen Datenträger nach der jeweils längsten Aufbe­
wahrungsfrist, sofern eine fristgerechte Sperrung oder Löschung 
einzelner Aktenteile nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand 
möglich ist.“

2.	 § 3 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst :
„Dies gilt nicht in den Fällen der Nummer 46 Buchstabe a der 
Anlage.“

3.	 § 4 wird wie folgt geändert :
a) Absatz 2 Nummer 4 wird wie folgt gefasst :

„4. für (Sammel)Akten mit den Unterlagen über die Wahl, 
Ernennung, Berufung oder Bestellung und Heranzie­
hung ehrenamtlicher Richterinnen und Richter das Jahr 
des Ablaufs der jeweiligen Wahl- oder Amtsperiode,“

b) Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe d wird wie folgt gefasst :
„d) im Falle einer Notariatsverwaltung gemäß § 56 der 

Bundesnotarordnung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 303-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, die zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 23. November 2015 (BGBl. I S. 2090) 
geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fas­
sung, nach deren Abwicklung ;“

c) Absatz 6 wird wie folgt gefasst :
„(6) Für Vormundschaften, Pflegschaften und Beistand­

schaften über Minderjährige sowie für die zur Zuständigkeit 
des Familiengerichts (bis zum 31. August 2009 : des Famili­
engerichts oder des Vormundschaftsgerichts) gehörenden 
Angelegenheiten sonstiger Fürsorge für ein unter elterlicher 
Sorge stehendes Kind beginnt die Aufbewahrungsfrist ab­
weichend von Absatz 1 sowie unabhängig von der tatsächli­
chen Beendigung der Sache mit dem Jahr, das auf das Jahr 
folgt, in dem die ehemals minderjährige Person – soweit 
mehrere Geschwister vorhanden sind, die jüngste, an der 
Angelegenheit beteiligte, ehemals minderjährige Person – 
das 21. Lebensjahr vollendet hat.“

4.	 Die Anlage wird wie folgt gefasst :



Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin      72. Jahrgang      Nr. 24      27. September 2016 559

Ordentliche Gerichtsbarkeit

Amtsgericht

A. Allgemeines

1 AR Akten über Angelegenheiten, die in das 
Allgemeine Register eingetragen sind,

a)	 soweit sie Vertreterbestellungen nach § 13 
Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbs­
beschränkungen, der durch Artikel 1 
Nummer 5 des Gesetzes vom 7. Juli 2005 
(BGBl. I S. 1954) aufgehoben wurde, 
betreffen

b)	 soweit sie Schutzschriften betreffen
c)	 alle Übrigen

10 Jahre

1 Jahr
2 Jahre

–

–
–

2 – Aktenregister mit den dazugehörigen  
Namensverzeichnissen 

a)	 Namens- und Unternehmensverzeichnisse 
zum Grundbuch und zu allen öffentlichen 
Registern

b)	 soweit in ihnen Akten oder Aktenteile 
verzeichnet sind, die dauernd aufzubewahren 
sind

c)	 alle Übrigen

dauernd  
aufzube
wahren
dauernd 
aufzube
wahren
keine Register und Verzeich- 

nisse sind zu ver- 
nichten, sobald das 
darin verzeichnete 
Schriftgut vollständig 
vernichtet oder  
an das Landesarchiv 
abgeliefert wurde.

3 – Die lediglich zur Kontrolle des Geschäftsgangs 
dienenden Listen und Schriftstücke, namentlich 
die Kalender, Tagebücher, Eingangslisten und 
Posteingangsbücher sowie die Haft- und 
Steckbrieflisten und die Listen der Überfüh­
rungsstücke
Ausgenommen sind die Nachweisungen über die 
Verteilung der Vordrucke zu Hypotheken-, 
Grundschuld- und Rentenschuldbriefen sowie zu 
Schiffsbriefen und Schiffszertifikaten (siehe 
Nummer 223)

2 Jahre

4 – (Sammel)Akten mit den Unterlagen über die 
Wahl, Ernennung, Berufung oder Bestellung und 
Heranziehung ehrenamtlicher Richterinnen und 
Richter 

20 Jahre –

Anlage
(zu § 1 Absatz 1)

Aufbewahrungsfristen für das Schriftgut der ordentlichen  
Gerichtsbarkeit, der Staatsanwaltschaften, der Amtsanwaltschaft,  
der Justizvollzugsbehörden sowie der Sozialen Dienste der Justiz

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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B. Zivilprozess-, Insolvenz-, Konkurs- und Vergleichssachen

12 B Mahnsachen

Bei automatisierter Bearbeitung sind Akten nur 
solche Aktenteile und Eingänge, deren Inhalt 
nicht im Aktenausdruck des zugehörigen 
Verfahrens nach § 696 Absatz 2 der Zivilprozess
ordnung wiedergegeben werden kann. Kann 
deren Inhalt im Aktenausdruck wiedergegeben 
werden, handelt es sich um Erfassungsbelege, 
für die Buchstabe c) gilt.

Datenbestände sind nur Datensammlungen,  
in denen Anträge, Rechtsbehelfe und andere 
Eingänge nach deren Verarbeitung zum Zwecke 
der Verfahrensführung und Wiedergabe in  
einem Aktenausdruck nach § 696 Absatz 2 der 
Zivilprozessordnung gespeichert werden 
(Bestandsdateien). 

Bewegungsdateien sind Dateien, in denen Daten 
zum Zwecke der späteren Verarbeitung oder der 
Weitergabe an die Parteien, Gerichte und andere 
Beteiligte zunächst gesammelt werden. 

Workdateien sind Dateien, die nur temporär 
während der Verarbeitung der Bewegungsdateien 
dynamisch erzeugt werden.

Register und Hüllen 
in Mahnsachen 
(§ 12 Absatz 1 und 2 
der Aktenordnung) 
sind zu vernichten, 
sobald alle darin 
verzeichneten Akten 
und die aus diesen zur 
längeren Aufbewah­
rung herausgenomme­
nen Vollstre-
ckungsbescheide oder 
Europäischen Zah- 
lungsbefehle und 
Nachweise ausgeson­
dert sind. 
Die Behördenleitung 
kann anordnen, dass 
die Register und Hül- 
len in Mahnsachen 
bereits nach Ablauf 
von zwei Jahren nach 
der in Spalte 4 zu 
Spalte 3 Buchstabe b) 
vorgeschriebenen 
Aufbewahrungsfrist 
für Akten und 

a)	 Akten und Datenbestände über Mahnsachen, 
auch bei automatisierter Bearbeitung, sofern 
ein (Teil-) Vollstreckungsbescheid oder 
Europäischer Zahlungsbefehl erlassen 
wurde, der nicht durch Antragsrücknahme 
wirkungslos geworden ist.

 
Bei nichtmaschineller Bearbeitung kann die 
Behördenleitung bestimmen, dass die nicht 
nach Nummer 27 aufzubewahrenden 
Schriftstücke bereits nach Ablauf der unter 
Buchstabe b) genannten Frist ausgesondert 
werden können. 
Sofern die nach Nummer 27 aufzubewahren­
den Schriftstücke im Aktenausdruck des 
zugehörigen Verfahrens nach § 696 Absatz 2 
der Zivilprozessordnung wiedergegeben sind, 
genügt dessen Aufbewahrung. 

 
30 Jahre

 
–

Datenbestände in 
übrigen Fällen ver- 
nichtet werden.
Bei nicht maschineller 
Bearbeitung beginnt 
die Aufbewahrungs­
frist mit dem Ablauf 
des Jahres, in dem das 
Verfahren als weg- 
gelegt gilt. 
Bei maschineller 
Bearbeitung ent­
spricht der letzte 
Zugriff im Sinne einer 
Verfügung auf den 
Datensatz der letzten 
Verfügung auf die 
Sache.

b)	 Akten und Datenbestände in übrigen Fällen 2 Jahre –

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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c)	 Erfassungsbelege und Bewegungsdateien 3 Monate 

Die Behör­
denleitung 
kann eine 
längere 
Aufbewah­
rung von bis 
zu zwei 
Jahren 
anordnen.

– Die Aufbewahrungs­
frist der Erfassungs­
belege beginnt  
mit deren Eingang, 
die der Bewegungs
dateien mit deren 
maschineller 
Verarbeitung.

d)	 Workdateien – –

13 C Prozessakten und sonstige Akten, die betreffen
a)	 Ansprüche nichtehelicher Kinder gegen  

ihren Vater, soweit der Anspruch in einer 
rechtskräftigen, vor dem 1. Juli 1970 er- 
lassenen Entscheidung festgestellt worden  
ist oder der Mann vor diesem Zeitpunkt in 
einer öffentlichen Urkunde seine Vaterschaft 
anerkannt oder in einem vollstreckbaren 
Schuldtitel sich zur Erfüllung der Ansprüche 
verpflichtet hat, Anfechtungen der Vater­
schaft nach § 1600 I des Bürgerlichen Gesetz- 
buchs, der durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
16. Dezember 1997 (BGBl. I S. 2942) 
aufgehoben worden ist, und Artikel 12 § 3 
Absatz 2 des Gesetzes über die rechtliche 
Stellung der nichtehelichen Kinder vom  
19. August 1969 (BGBl. I S. 1243)

70 Jahre –

b)	 bis zum 30. Juni 1998 :
alle übrigen Kindschaftssachen, Ansprüche 
aus einem familienrechtlichen Verhältnis, so- 
weit nicht Familiensache (Unterabschnitt D.), 
Entmündigungssachen

30 Jahre Urteile, Protokolle, 
die Beurkundungen 
in Kindschaftssachen 
enthalten (§ 641c der 
Zivilprozessordnung, 
aufgehoben durch 
Artikel 29 des Ge­
setzes vom 17. De­
zember 2008 (BGBl. 
I S. 2586), Entmün­
digungsbeschlüsse 
(siehe Nummer 13 
Buchstabe c) und d))

Kindschaftssachen im 
Sinne dieser Bestim­
mung sind die in 
§ 640 Absatz 2 der 
Zivilprozessordnung 
in der bis zum 31. Au- 
gust 2009 geltenden 
Fassung bezeichneten 
Verfahren, die ab dem 
1. September 2009 als 
Abstammungssachen 
bezeichnet werden 
(siehe § 111 Num­
mer 3, § 169 des 
Gesetzes über das 
Verfahren in Famili­
ensachen und in  
den Angelegenheiten  
der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit)

c)	 bis zum 30. Juni 1998 :
Urteile und Entmündigungsbeschlüsse aus 
den Akten zu Buchstabe b)

70 Jahre – wie zu Nummer 13 
Buchstabe b)

d)	 bis zum 30. Juni 1998 :
Protokolle, die Beurkundungen in Kind­
schaftssachen enthalten (§ 641c der 
Zivilprozessordnung, aufgehoben durch 
Artikel 29 des Gesetzes vom 17. Dezember 
2008 (BGBl. I S. 2586)), aus den Akten zu 
Buchstabe b)

70 Jahre – wie zu Nummer 13 
Buchstabe b)

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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e)	 Aufgebotsverfahren 10 Jahre Die in Nummer 27 
bezeichneten Titel

Aufgebotsverfahren 
ab dem 1. September 
2009 :
siehe Nummer 84 
Buchstabe b) 

f)	 alle übrigen Akten 5 Jahre Die in Nummer 27 
bezeichneten Titel 
sowie Urteile und 
Vergleiche jeder Art 
usw.

18 H a)	 Akten über Verfahren nach der Regelbetrags­
verordnung, Akten über Anträge im 
vereinfachten Verfahren zur Abänderung  
von Unterhaltstiteln

b)	 Akten über Anträge auf Durchführung des 
selbstständigen Beweisverfahrens und 
sonstige Anträge außerhalb eines anhängigen 
Rechtsstreits, die nicht Bestandteil der 
Hauptakten geworden sind

10 Jahre

5 Jahre

Die in Nummer 27 
bezeichneten Titel 
usw.

Die in Nummer 27 
bezeichneten Titel 
sowie Urteile und 
Vergleiche jeder Art 
usw.

Unterhaltssachen ab 
dem 1. September 
2009 siehe Num­
mer 116

19 – Sammelakten über die bei dem Gericht nieder­
gelegten Schiedssprüche, schiedsrichterlichen 
Vergleiche und Vergleiche nach § 1044b Ab­
satz 1 der Zivilprozessordnung in der bis zum 
31. Dezember 1997 geltenden Fassung, Sammel
akten über die bei dem Gericht nach § 796a der 
Zivilprozessordnung niedergelegten Anwalts
vergleiche sowie Sammelakten über Verfahren 
nach dem Schlichtungsgesetz

30 Jahre –

20 J a)	 Akten über das Verteilungsverfahren

b)	 Verteilungspläne

2 Jahre

30 Jahre

Verteilungspläne
(siehe Nummer 20 
Buchstabe b))

21 K a)	 Zwangsversteigerungsakten, soweit der 
Zuschlag nicht erteilt ist

b)	 Zwangsversteigerungsakten, sofern der 
Zuschlag erteilt ist

2 Jahre

5 Jahre

–

Beschlüsse über 
Zuschlagserteilung, 
Verhandlungen und 
Protokolle über die 
Verteilung des Ver- 
steigerungserlöses 
(siehe Nummer 21 
Buchstabe c))

Aus den in Spalte 5 
genannten Schrift
stücken sind Sammel
akten zu bilden (siehe 
Nummer 21 Buch
stabe c))

c)	 Sammelakten mit den Beschlüssen über 
Zuschlagserteilung im Zwangsverstei
gerungsverfahren und mit den Verhand
lungen und Protokollen über die  
Verteilung des Versteigerungserlöses

30 Jahre –

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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22 L a)	 Zwangsverwaltungsakten

b)	 Akten über die Zwangsliquidation von 
Bahneinheiten

c)	 Sammelakten mit den Protokollen über die 
Leistung von Zahlungen auf das Kapital 
einer Hypothek oder Grundschuld oder auf 
die Ablösungssumme einer Rentenschuld

2 Jahre

10 Jahre

30 Jahre

Protokolle über die 
Leistung von Zah- 
lungen auf das 
Kapital einer 
Hypothek oder 
Grundschuld oder auf 
die Ablösungssumme 
einer Rentenschuld

–

–

Aus den in Spalte 5 
genannten Schriftstü­
cken sind Sammel
akten zu bilden (siehe 
Nummer 22 Buch
stabe c))

23 M Akten über Zwangsvollstreckungssachen 5 Jahre Die in Nummer 27 
bezeichneten Titel

Wegen der Vernich­
tung des Schuldner­
verzeichnisses/Lö- 
schung im Schuldner­
verzeichnis siehe 
§ 915a der Zivilpro­
zessordnung
(ab 1. Januar 2013 : 
§ 882e der Zivilpro­
zessordnung)

24 IN,
IK,
IE

Insolvenzakten

a)	 die Bände mit den Schriftstücken über  
die Verteilung

b)	 die Bände über das Restschuldbefreiungs
verfahren, Insolvenz- und Schuldenberei
nigungspläne

30 Jahre

10 Jahre

–

Entscheidungen  
über die Gewährung 
oder Versagung von 
Restschuldbefreiung 
(§§ 289 f., 296 bis 
298, 300 und 303 der 
Insolvenzordnung) ; 
rechtskräftig bestä- 
tigte Insolvenzpläne 
nebst Bestätigungs
beschluss, angenom­
mene Schuldenberei­
nigungspläne samt 
Annahmebeschluss 
(siehe Nummer 24 
Buchstabe d))

Wegen der Vernich­
tung des Schuldner­
verzeichnisses/Lö- 
schung im Schuldner­
verzeichnis siehe 
§ 17 Absatz 8 der 
Aktenordnung

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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c)	 die übrigen Bände

d)	 Tabellen über die angemeldeten Insolvenz­
forderungen nebst den gerichtlichen 
Vermerken nach § 178 Absatz 2 der 
Insolvenzordnung ; rechtskräftig bestätigte 
Insolvenzpläne nebst Bestätigungsbeschluss ; 
angenommene Schuldenbereinigungspläne 
nebst Annahmebeschluss ; rechtskräftige 
Entscheidungen über die Gewährung oder 
Versagung von Restschuldbefreiung  
(§§ 289 f., 296 bis 298, 300 und 303 der 
Insolvenzordnung)

5 Jahre

30 Jahre

Tabellen über die 
angemeldeten 
Insolvenzforderungen 
nebst den gerichtli­
chen Vermerken nach 
§ 178 Absatz 2 der 
Insolvenzordnung 
(siehe Nummer 24 
Buchstabe d))

25 N Konkursakten

a)	 die Bände mit den Schriftstücken über die 
Verteilung

30 Jahre – Wegen der Vernich­
tung des Schuldner­
verzeichnisses/Lö-
schung im Schuldner­
verzeichnis siehe § 17 
Absatz 8 der 
Aktenordnung

b)	 die übrigen Bände

c)	 Die Tabellen über die angemeldeten 
Konkursforderungen und die Zwangsverglei­
che – Vergleichsvorschlag, Verhandlung und 
Bestätigungsbeschluss –

5 Jahre

30 Jahre

Tabellen über die 
angemeldeten 
Konkursforderungen 
und die Zwangsver­
gleiche – Vergleichs­
vorschlag, Verhand­
lung und Bestä- 
tigungsbeschluss  – 
(siehe Nummer 25 
Buchstabe c))

26 VN a)	 Akten über die Verfahren nach der Ver­
gleichsordnung

b)	 Vergleiche aufgrund der Vergleichsord- 
nung – Vorschlag nebst dem zugrunde 
liegenden Gläubigerverzeichnis, Verhand­
lung und Bestätigungsbeschluss sowie 
Verpflichtungserklärungen –

5 Jahre

30 Jahre

Vergleiche aufgrund 
der Vergleichsord­
nung – Vorschlag 
nebst dem zugrunde 
liegenden Gläubiger­
verzeichnis, Verhand­
lung und Bestäti­
gungsbeschluss sowie 
Verpflichtungserklä­
rungen – (siehe Num- 
mer 26 Buchstabe b))

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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27 – a)	 Die zur Zwangsvollstreckung geeigneten 
Titel und Entscheidungen, alle Urteile, 
Vergleiche jeder Art, Vollstreckbarerklärun­
gen und Vollstreckungsbescheide, Bestäti­
gungserklärungen über die Vollstreckbarkeit 
nach der Verordnung (EG) Nr. 805/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
21. April 2004 zur Einführung eines euro- 
päischen Vollstreckungstitels für un
bestrittene Forderungen (ABl. L 143 vom  
30. April 2004 S. 15), Nachweisungen über 
die Zustellung der Mahn- und Vollstreckungs
bescheide, sowie verfahrenseinleitende 
Schriftstücke und weitere Nachweise, die für 
die Vollstreckbarkeitserklärung nach Artikel 
54 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 des 
Rates vom 22. Dezember 2000 über die 
gerichtliche Zuständigkeit und die Anerken­
nung und Vollstreckung von Entscheidungen 
in Zivil- und Handelssachen (ABl. L 12 vom 
16. Januar 2001 S. 1) gemäß Artikel 34 der 
Verordnung (EG) Nr. 44/2001 erforderlich 
sind, Schiedssprüche, schiedsrichterliche 
Vergleiche sowie Entscheidungen über deren 
Vollstreckbarkeit ; ferner Handzeichnungen, 
Karten, Abrechnungen und sonstige 
Schriftstücke, auf die in der Entscheidungs­
formel oder in einem gerichtlichen Vergleich 
Bezug genommen ist
Zu den Urteilen usw. im Sinne dieser 
Vorschrift gehören auch die zu den Akten 
genommenen beglaubigten Abschriften von 
Entscheidungen der höheren Instanzen sowie 
Leseabschriften.

30 Jahre Zur Zwangsvollstre­
ckung geeignete Titel, 
die durch eine spätere 
Klage- oder Antrags­
rücknahme wirkungs­
los geworden sind 
(vgl. § 269 Absatz 3 
Satz 1, § 700 Absatz 1 
der Zivilprozessord­
nung), fallen nicht 
unter die 30-jährige 
Aufbewahrungsfrist 
und sind deshalb nur 
so lange aufzubewah­
ren wie die Verfah­
rensakten selbst.

Unter diese Num­
mer fallen auch die 
noch aufzubewahren­
den Schriftstücke  
des Registerzeichens 
MSch.

b)	 Urteile und Vergleiche über den vorzeitigen 
Erbausgleich (§§ 1934d, 1934e des Bürger
lichen Gesetzbuchs, aufgehoben durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 16. Dezem­
ber 1997 (BGBl. I S. 2968))

c)	 Prozessvergleiche, die einen Erbvertrag oder 
Erklärungen enthalten, nach deren Inhalt die 
Erbfolge geändert wird

100 Jahre

100 Jahre

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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C. Straf- und Bußgeldverfahren

41 Bs a)	 Akten (einschließlich etwaiger Gnadenhefte) 
über Privatklagen

b)	 Vergleiche in Privatklagesachen

5 Jahre

30 Jahre

Vergleiche (siehe 
Nummer 41 Buchsta­
be b)) sowie auf 
Strafe lautende Ur- 
teile, Vollstreckungs­
nachweise usw. (siehe 
Nummer 48)

46 OWi Akten über

a)	 Erzwingungshaftverfahren
b)	 alle übrigen Bußgeldverfahren

2 Jahre
5 Jahre

Vollstreckbare Titel 
(z. B. Kostenfestset­
zungsbeschlüsse, 
Entscheidungen über 
die Entschädigung 
wegen erlittener 
Verfolgungsmaßnah­
men) (siehe Num­
mer 48)

48 – Die Urteile und Strafbefehle, in denen rechts­
kräftig auf Strafe erkannt ist (hierzu zählen nicht 
Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel nach dem 
Jugendgerichtsgesetz) einschließlich der 
Gesamtstrafenbeschlüsse, sowie die Nachweise 
über die Vollstreckung der Strafe ; Anklagen, auf 
deren zugelassenen Anklagesatz Bezug genom­
men ist, Anklagen gemäß § 212a Absatz 2 Satz 2 
der Strafprozessordnung, aufgehoben durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 28. Oktober 1994 
(BGBl. I S. 3186), oder §  418 Absatz 3 Satz 2 
der Strafprozessordnung, Strafbefehle, Strafbe­
fehlsanträge ; bei den Akten befindliche 
Abbildungen, auf die in den Urteilen Bezug 
genommen ist ; Urteile und sonstige Entschei­
dungen über die Kostenerstattungspflicht und 
über die Entschädigungspflicht für Strafverfol­
gungsmaßnahmen ; Entscheidungen nach § 2 
Absatz 1 des DNA-Identitätsfeststellungsgeset­
zes, aufgehoben durch Artikel 4 des Gesetzes 
vom 12. August 2005 (BGBl. I S. 2360) und 
§ 81g der Strafprozessordnung ; Kostenfestset­
zungsbeschlüsse sowie Entscheidungen, in 
denen eine Entschädigung nach §§ 10, 11 des 
Gesetzes über die Entschädigung für Strafverfol­
gungsmaßnahmen zuerkannt worden ist ; die 
Beschlüsse oder Mitteilungen über den Erlass 
oder die Milderung der Strafe sowie über die 
Anordnung der Nichtaufnahme in ein Führungs­
zeugnis (§ 39 des Bundeszentralregistergesetzes) 
oder der Tilgung (§§ 48 und 49 des Bundeszent­
ralregistergesetzes) 

Ist eine Geldstrafe durch Teilzahlungen getilgt, 
so ist nur der Nachweis über die letzte Teilzah­
lung aufzubewahren.  
Zu den Urteilen usw. im Sinne dieser Vorschrift 
gehören auch die zu den Akten genommenen 
beglaubigten Abschriften von Entscheidungen 
der höheren Instanzen.

30 Jahre

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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49 – Sammelakten mit den Begleitumschlägen der 
abgehenden Briefe der Untersuchungsgefan
genen

1 Jahr – Auf Anordnung der 
Behördenleitung 
können die Beglei­
tumschläge auch in 
Kartons oder anderen 
Behältnissen geordnet 
aufbewahrt werden.

D. Freiwillige Gerichtsbarkeit und Familiensachen

71 – a)	 Grundbücher und Bahngrundbücher

b)	 das dazugehörige Schriftgut an Akten, 
Urkunden usw. mit Ausnahme der unter c) 
und d) bezeichneten Sonderhefte und 
Sammelakten

c)	 Sonderhefte mit den Schriften von vorüber­
gehender Bedeutung

d)	 Sammelakten mit den Anträgen auf Erteilung 
von Grundbuchabschriften

dauernd
aufzube- 
wahren
dauernd 
aufzube
wahren 

2 Jahre 

6 Monate

–

–

73 HR a)	 Handelsregister dauernd  
aufzube
wahren

– Zu Nummern 73 bis 
80 :
Beihefte mit Schrift­
stücken von vorüber­
gehender Bedeutung 
(z. B. Belegblätter 
über öffentliche Be- 
kanntmachungen) 
können nach zehn 
Jahren vernichtet 
werden.

b)	 Handelsregisterakten 10 Jahre –
c)	 die zum Handelsregister einzureichenden 

Jahresabschlüsse und andere Unterlagen der 
Rechnungslegung

10 Jahre – Die Aufbewahrungs­
frist beginnt mit 
Ablauf des Jahres, in 
dem die Sachbearbei­
tung nach Prüfung der 
Jahresabschlüsse usw. 
beendet worden ist 
(vgl. § 4 Absatz 2 
Nummer 5)

73a PR a)	 Partnerschaftsregister

b)	 Partnerschaftsregisterakten

dauernd auf­
zubewahren

10 Jahre
74 GR a)	 Güterrechtsregister

b)	 die zum Güterrechtsregister gehörigen Akten
100 Jahre

70 Jahre vom 
Zeitpunkt der 
Eintragung 
an

–
–

75 VR a)	 Vereinsregister

b)	 die zum Vereinsregister gehörigen Akten

dauernd auf­
zubewahren

5 Jahre –

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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76

 
GnR a)	 Genossenschaftsregister

b)	 die zum Genossenschaftsregister gehörigen 
Akten

c)	 die zum Genossenschaftsregister einzu
reichenden Jahresabschlüsse und andere 
Unterlagen der Rechnungslegung

dauernd auf­
zubewahren

10 Jahre

10 Jahre

–

– Die Aufbewahrungs­
frist beginnt mit Ab- 
lauf des Jahres, in  
dem die Sachbearbei­
tung nach Prüfung  
der Jahresabschlüsse 
usw. beendet worden  
ist (vgl.§ 4 Absatz 2 
Nummer 5).

77 MR a)	 Musterregister
b)	 die zum Musterregister gehörigen Akten

50 Jahre
5 Jahre

–
–

78 SSR a)	 Seeschiffsregister
b)	 die zum Seeschiffsregister gehörigen Akten

50 Jahre
30 Jahre

–
–

79 BSR a)	 Binnenschiffsregister
b)	 die zum Binnenschiffsregister gehörigen 

Akten

50 Jahre
30 Jahre

–
–

80 SBR
(früher : PRS)

a)	 Schiffsbauregister
b)	 die zum Schiffsbauregister gehörigen Akten 

(gemäß der Schiffsregisterordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 26. Mai 
1951 (BGBl. I S. 359) ist an die Stelle der 
Bezeichnung „Pfandrechtsregister für 
Schiffsbauwerke“ die Bezeichnung „Schiffs­
bauregister“ getreten – Registerzeichen 
SBR)

50 Jahre
30 Jahre

–
–

80/1 LR a)	 Register für Pfandrechte an Luftfahrzeugen
b)	 die zum Register für Pfandrechte an 

Luftfahrzeugen gehörigen Akten

50 Jahre
30 Jahre

–
–

81 – Sammelakten in Registersachen

a)	 mit den Anträgen auf Erteilung von 
Abschriften und Auszügen aus den Registern 
und den Registerakten

b)	 alle sonstigen Sammelakten

1 Jahr

5 Jahre

–

–

82 PK
(früher : Kb)

a)	 Pachtkreditregister (früher : Register für 
landwirtschaftliche Kapitalkreditbeschaf­
fungssachen)

b)	 Akten über Pachtkreditsachen (früher : Akten 
über landwirtschaftliche Kapitalkredit
beschaffungssachen)

c)	 Sammelakten mit den Anträgen auf Erteilung 
einer Bescheinigung, dass ein Verpfändungs­
vertrag bei dem Amtsgericht nicht niederge­
legt ist (§ 16 Absatz 2 des Gesetzes vom  
9. Juli 1926 (RGBl. I S. 339), § 16 Absatz 2 
des Pachtkreditgesetzes vom 5. August 1951 
(BGBl. I S. 494))

30 Jahre

30 Jahre vom 
Zeitpunkt der 

Rückgabe 
des Verpfän­
dungsvertra­

ges an
5 Jahre

–

–

–

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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83 I a)	 gerichtliche Beurkundungen von Rechtsge­
schäften unter Lebenden und von tatsäch
lichen Vorgängen (z. B. Beurkundung von 
Erbscheinsanträgen und Urkunden über die 
Übertragung eines Erbteils), einerlei ob für 
sie besondere Blattsammlungen angelegt 
oder ob sie zu anderen Akten genommen 
sind

b)	 gerichtliche Beurkundungen, die ausschließ­
lich Änderungen der Zahlungsverpflichtung 
des Vaters eines nichtehelichen Kindes 
betreffen

100 Jahre

30 Jahre

–

–

84 II Akten über sonstige Handlungen und Entschei­
dungen in Sachen der freiwilligen Gerichtsbar­
keit, 

a)	 soweit sie die Gewährung richterlicher 
Vertragshilfe betreffen

b)	 soweit sie Aufgebotsverfahren betreffen

c)	 soweit sie Verfahren nach §§ 43 ff. des 
Wohnungseigentumsgesetzes betreffen

10 Jahre

10 Jahre

5 Jahre

Entscheidungen und 
Vergleiche sowie  
Urkunden, auf die  
darin Bezug genom­
men ist (siehe Num- 
mer 84 Buchstabe h))
wie zu Nummer 84 
Buchstabe a)

wie zu Nummer 84 
Buchstabe a)

bis zum 31. August 
2009 : siehe Num­
mer 13 Buchstabe e)

d)	 soweit sie die Regelung der Rechtsverhält­
nisse an der Wohnung und am Hausrat 
geschiedener Ehegatten betreffen (AV vom 
16. Januar 1945 – Dt. Justiz S. 29)

e)	 soweit sie Angelegenheiten nach dem 
Beratungshilfegesetz betreffen

f)	 soweit sie Eide und eidesstattliche Versiche­
rungen betreffen

g)	 alle Übrigen
h)	 Entscheidungen und Vergleiche in den unter 

a) bis d) aufgeführten Angelegenheiten 
sowie Urkunden, auf die darin Bezug 
genommen ist

Zu den Entscheidungen usw. im Sinne dieser 
Vorschrift gehören auch die zu den Akten 
genommenen beglaubigten Abschriften der 
Entscheidungen der höheren Instanzen.

5 Jahre

5 Jahre
 

30 Jahre
 

30 Jahre
30 Jahre

wie zu Nummer 84 
Buchstabe a)

–
 
– 

–
–

85 III Standesamtssachen 30 Jahre –
86 – Sammelakten über den Austritt von Personen aus 

den Religionsgemeinschaften öffentlichen 
Rechts

10 Jahre –

87 – a)	 Sammelakten mit den Entscheidungen über 
Erteilung der Vollstreckungsklausel für 
vollstreckbare Urkunden, die von Beamtin­
nen und Beamten der Jugendämter aufge­
nommen worden sind

b)	 Sammelakten mit den Entscheidungen über 
die Erteilung weiterer vollstreckbarer 
Ausfertigungen notarieller Urkunden

30 Jahre

30 Jahre

–

–

88 – Sammelakten über Wechsel- und Scheckproteste 5 Jahre –

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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89 IV Akten über Verfügungen von Todes wegen 
(Testamente, Erbverträge, Erklärungen gemäß 
§ 13 der Erbhofrechtsverordnung)

a)	 soweit sie lediglich zurückgegebene 
Verfügungen von Todes wegen betreffen

b)	 sonstige

5 Jahre

100 Jahre

–

– Die Aufbewahrungs­
frist beginnt mit 
Ablauf des Jahres der 
vollständigen 
Eröffnung der 
Verfügung von Todes 
wegen, gegebenen­
falls mit der Eröff­
nung nach dem 
Letztverstorbenen.

90 – a)	 Verwahrungsbücher über Verfügungen von 
Todes wegen

b)	 die zu den Verwahrungsbüchern über 
Verfügungen von Todes wegen gehörigen 
Belege

c)	 Sammelakten mit den Anzeigen über 
auswärts hinterlegte Testamente

30 Jahre

30 Jahre

100 Jahre

–

–

–

Die Aufbewahrungs­
frist beginnt für den 
jeweiligen Jahrgang 
mit dem Ablauf des 
Jahres, in dem die 
letzte darin verzeich­
nete Verfügung von 
Todes wegen eröffnet 
worden ist.

91 VI Akten über die Vermittlung von Auseinander
setzungen

30 Jahre Auseinandersetzungs­
verträge unter Mit- 
erben oder Teil- 
nehmern an einer 
Gütergemeinschaft 
und sonstige, in das 
Urkundsregister  
unter I eingetragene 
Beurkundungen 
(siehe Nummer 83 
Buchstabe a))

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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92

 
VI a)	 Akten über sonstige Handlungen des 

Nachlassgerichts
30 Jahre Erbscheine, gericht­

lich beurkundete 
Erbscheinsanträge, 
Urkunden über die 
Übertragung eines 
Erbteils, Zeugnisse 
über Ernennung eines 
Testamentsvollstre­
ckers und ähnliche 
Zeugnisse, ferner 
Ausschlagungen von 
Erbschaften und 
Erbverzichtsverträge 
sowie Unterlagen 
über die Anfechtung 
von letztwilligen 
Verfügungen (siehe 
Nummer 92 Buchsta­
be c)) ; soweit keine 
gesonderten Akten 
über Verfügungen von 
Todes wegen geführt 
werden auch die in 
Nummer 89 Buchsta­
be b) genannten 
Unterlagen

 

b)	 Sammelakten mit Sterbefallnachrichten und 
-anzeigen

aa) der Standesämter und des Amtsgerichts 
Schöneberg (Hauptkartei für Testamente)

bb) des Zentralen Testamentsregisters nach 
§ 78c Satz 3 der Bundesnotarordnung

30 Jahre

1 Jahr

–

–

c)	 Erbscheine, gerichtlich beurkundete 
Erbscheinsanträge, Urkunden über die 
Übertragung eines Erbteils, Zeugnisse über 
Ernennung eines Testamentsvollstreckers 
und ähnliche Zeugnisse, ferner Ausschlagun­
gen von Erbschaften und Erbverzichtsverträ­
ge sowie Unterlagen über die Anfechtung 
von Verfügungen von Todes wegen 

100 Jahre –

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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93 F
(bis zum 

31. August 
2009 VII, 
VIII, IX)

Akten über Vormundschaften, Pflegschaften, 
Beistandschaften und Kindschaftssachen nach 
§ 151 des Gesetzes über das Verfahren in  
Familiensachen und in den Angelegenheiten  
der freiwilligen Gerichtsbarkeit

10 Jahre Anhörungsprotokolle, 
Anhörungsvermerke 
gemäß § 28 Absatz 4 
des Gesetzes über das 
Verfahren in 
Familiensachen und 
in den Angelegen­
heiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit, 
Berichte der Ju­
gendämter, ärztliche 
Gutachten, familien­
gerichtliche Geneh­
migung der Unter­
bringung

Der Beginn der 
Aufbewahrungsfrist 
richtet sich nach § 4 
Absatz 6

(bis zum 31. Au- 
gust 2009 : vormund­
schaftsgerichtliche 
Genehmigung) 
(siehe Nummer 93 
Buchstabe a))

Anerkennung der 
Vaterschaft, Zustim­
mung des Kindes  
zur Anerkennung  
der Vaterschaft und 
sonstige in das 
Urkundsregister unter 
I eingetragene 
Beurkundungen
(siehe Nummer 93 
Buchstabe b))

Aktenteile, die die  
in Nummer 96 
Buchstabe a) und b) 
bezeichneten 
Angelegenheiten 
betreffen 

die zur Zwangs
vollstreckung 
geeigneten Titel 
(siehe Nummer 104)

a)	 Anhörungsprotokolle, Anhörungsvermerke 
gemäß § 28 Absatz 4 des Gesetzes über das 
Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts­
barkeit, Berichte der Jugendämter, ärztliche 
Gutachten, familiengerichtliche Genehmi­
gung der Unterbringung  
(bis zum 31. August 2009 : vormundschafts­
gerichtliche Genehmigung)

b)	 Anerkennung der Vaterschaft, Zustimmung 
des Kindes zur Anerkennung der Vaterschaft 
und sonstige in das Urkundsregister unter I 
eingetragene Beurkundungen

30 Jahre

120 Jahre

94 F
(bis zum 

31. August 
2009
XVI)

Akten über Adoptionen 120 Jahre

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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95 XVII a)	 Akten über Betreuungssachen 10 Jahre Vorgänge über die 
Genehmigung der 
freiheitsentziehenden 
Unterbringung und 
einer Einwilligung in 
eine ärztliche Zwangs- 
maßnahme (§ 312 
Nummer 1 des 
Gesetzes über das 
Verfahren in 
Familiensachen und 
in den Angelegenhei­
ten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit) und 
sonstiger Unterbrin­
gungsmaßnahmen 
nach § 312 Nummer 2 
des Gesetzes über  
das Verfahren in 
Familiensachen und 
in den Angelegenhei­
ten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit  
(bis zum 31. Au- 
gust 2009 : § 70 
Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 des Frei- 
willige Gerichtsbar­
keit-Gesetzes), 
Anhörungsprotokolle, 
ärztliche Gutachten, 
betreuungsgerichtli­
che Genehmigung der 
Unterbringung (bis 
zum 31. August 2009 : 
vormundschaftsge­
richtliche Genehmi­
gung) nach § 1906 
Absatz 2 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs
(siehe Nummer 95 
Buchstabe b))

die zur Zwangsvoll­
streckung geeigneten 
Titel (siehe Num­
mer 104)

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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b) 	 Vorgänge über die Genehmigung der 
freiheitsentziehenden Unterbringung und 
einer Einwilligung in eine ärztliche Zwangs­
maßnahme (§ 312 Nummer 1 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit) und sonstiger Unterbringungs­
maßnahmen (§ 312 Nummer 2 des Gesetzes 
über das Verfahren in Familiensachen und in 
den Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit ; bis zum 31. August 2009 : 
§ 70 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 des 
Freiwillige Gerichtsbarkeit-Gesetzes), 
Vorgänge über die betreuungsgerichtliche 
Genehmigung 
(bis zum 31. August 2009 : vormundschafts­
gerichtliche Genehmigung) nach § 1906 
Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs

30 Jahre Ist die betreute Person 
verstorben, so sind  
die gesamten Akten 
nach dem Tode – nur 
noch – zehn Jahre 
aufzubewahren.

96 X a)	 Akten über betreuungsgerichtliche Zuwei­
sungssachen,  
bis zum 31. August 2009 : Akten über andere 
vormundschaftsgerichtliche Angelegenheiten 

b)	 Vorgänge über einstweilige Anordnungen 
(§ 29a Absatz 4 der Aktenordnung) 
bis zum 31. August 2009 : 
Vorgänge über die Genehmigung der 
Unterbringung und sonstiger Unterbrin­
gungsmaßnahmen (§ 70 Absatz 1 Satz 2 
Nummer 2 des Freiwilllige Gerichts- 
barkeit-Gesetzes)

c)	 Ehelichkeitserklärungen, Feststellung der 
Legitimation durch nachfolgende Ehe, 
Anfechtungen der Ehelichkeit, Feststellun­
gen der Vaterschaft, Anfechtungen der 
Vaterschaft, Annahme an Kindes statt

5 Jahre

30 Jahre

120 Jahre

Der Beginn der 
Aufbewahrungsfrist 
richtet sich nach § 4 
Absatz 6.
Ergibt sich aus der 
Akte der Tod der 
betroffenen Person, so 
sind die gesamten 
Akten nach dem Tode 
– nur noch – zehn 
Jahre aufzubewahren

ab dem 1. September 
2009 :
siehe Nummer 114 
Buchstabe c)

d)	 Erklärungen über Gütertrennung nach 
Artikel 8 Abschnitt I Nummer 3 bis 5 des 
Gleichberechtigungsgesetzes, Erklärungen 
nach §§ 2, 3 des Gesetzes über den ehelichen 
Güterstand von Vertriebenen und Flücht
lingen

120 Jahre ab dem 1. September 
2009 : 
siehe Nummer 109 
Buchstabe b)

97 XI Akten über Erziehungsbeistandschaften 
(Schutzaufsichten) nach dem Jugendwohlfahrts­
gesetz, aufgehoben durch Artikel 24 des Geset- 
zes vom 26. Juni 1990 (BGBl. I S. 1163)

30 Jahre –

98 XII Akten über Fürsorgeerziehung nach dem Jugend­
wohlfahrtsgesetz

30 Jahre –

99 XIV a) 	 Akten über Abschiebehaftsachen und 
sonstige Freiheitsentziehung/Unterbringung 
(bis zum 31. August 2009 : auch Akten über 
Minderjährige), sofern nicht unter b) erfasst

b) 	 Akten über Abschiebehaftsachen und 
sonstige Freiheitsentziehung/Unterbringung 
(bis zum 31. August 2009 : auch Akten über 
Minderjährige), in denen keine richterliche 
Entscheidung ergangen ist

30 Jahre

5 Jahre

–

–

Bei Minderjährigen 
ab dem 1. September 
2009 :  
siehe Nummer 111
Bei Minderjährigen 
ab dem 1. September 
2009 :
siehe Nummer 111

100 – Sammelakten gemäß § 29 Absatz 5 der Akten­
ordnung

5 Jahre –

101 – Akten über Stiftungen 30 Jahre –

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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102 – Die an die Amtsgerichte abgelieferten Unter
lagen der Notarinnen und Notare (§ 51 der 
Bundesnotarordnung), und zwar

a)	 Sammelbände für Wechsel- und Scheck
proteste

b)	 Blattsammlungen und Sammelakten mit den 
nicht zur Urkundensammlung zu nehmenden 
Schriftstücken

c)	 Verwahrungs- und Massenbücher, Namens­
verzeichnis zum Massenbuch, Anderkonten­
liste, Generalakten

d)	 Urkundenrolle, Erbvertragsverzeichnis, 
Namensverzeichnis zur Urkundenrolle, 
Urkundensammlung einschließlich der 
gesondert aufbewahrten Erbverträge

5 Jahre

7 Jahre

30 Jahre

100 Jahre

–

–

–

Sofern die Notarin 
und der Notar eine 
längere Aufbewah­
rungsfrist bestimmt 
hat, ist diese auch für 
die Aufbewahrung 
beim Amtsgericht 
maßgeblich.

Das vor dem 1. Januar 
1950 entstandene 
Schriftgut ist 
abweichend von der 
in Spalte 4 genannten 
Frist bis auf weiteres 
zu verwahren ; eine 
Verpflichtung zur 
Konservierung 
besteht nicht.

103 UnschZ
(jetzt : II)

Akten über Anträge nach dem Gesetz über 
Unschädlichkeitszeugnisse

5 Jahre

104 – Die zur Zwangsvollstreckung geeigneten Titel 
sowie verfahrenseinleitende Schriftstücke und 
weitere Nachweise, die für die Vollstreckbar­
keitserklärung nach Artikel 54 der Verordnung 
(EG) Nr. 44/2001 gemäß Artikel 34 der 
Verordnung (EG) Nr. 44/2001 erforderlich sind

30 Jahre –

105 F Akten über Familiensachen (§ 23b des Gerichts­
verfassungsgesetzes, ab dem 1. September 2009 : 
§ 111 des Gesetzes über das Verfahren in Fa- 
miliensachen und in den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit) einschließlich 
Akten der diesen Verfahren vorausgehenden 
Anträge auf Bewilligung von Prozess- oder Ver- 
fahrenskostenhilfe (§ 117 der Zivilprozessord­
nung) sowie Akten weiterer Einzelangelegenhei­
ten, die zur Zuständigkeit des Familiengerichts 
gehören, soweit nachfolgend oder in Nummer 93 
und 94 keine besonderen Bestimmungen 
getroffen sind

5 Jahre Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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106 F a)	 Akten über Ehesachen oder Lebenspartner­
schaftssachen, die zur Aufhebung der Ehe 
oder der Lebenspartnerschaft führen ein- 
schließlich dazugehöriger Sonderhefte  
über einstweilige Anordnungen und der für 
Folgesachen angelegten Sonderhefte

b)	 Akten über sonstige Ehesachen und 
Lebenspartnerschaftssachen, soweit die 
Verfahren nicht durch Antrags- oder 
Klagerücknahme beendet wurden und soweit 
es sich nicht um isolierte Prozess- oder 
Verfahrenskostenhilfeverfahren handelt

c)	 Entscheidungen und Vergleiche über den 
Versorgungsausgleich, beglaubigte Abschrif­
ten von Entscheidungen der Berufungs- und 
Beschwerdeinstanz aus den unter a) 
genannten Akten

30 Jahre

20 Jahre

80 Jahre

Entscheidungen und 
Vergleiche über den 
Versorgungsaus­
gleich, beglaubigte 
Abschriften von 
Entscheidungen der 
Berufungs- und 
Beschwerdeinstanz 
(siehe Nummer 106 
Buchstabe c)), 
Vergleiche gemäß 
Nummer 117 
Buchstabe b)
Entscheidungen, 
Vergleiche sowie alle 
anderen in Num­
mer 117 aufgeführten 
Titel usw.

107 F Akten über Streitigkeiten, die die durch Ver- 
wandtschaft, Ehe oder Lebenspartnerschaft 
begründete gesetzliche Unterhaltspflicht  
betreffen

15 Jahre Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel 
usw.

108 F a)	 Akten über Verfahren, die den Versorgungs­
ausgleich betreffen

b)	 Entscheidungen und Vergleiche, beglaubigte 
Abschriften von Entscheidungen der 
Beschwerdeinstanz aus den unter a) 
genannten Akten

30 Jahre

80 Jahre

Entscheidungen und 
Vergleiche, beglau­
bigte Abschriften von 
Entscheidungen der 
Beschwerdeinstanz 
(siehe Nummer 108 
Buchstabe b))

109 F a)	 Akten betreffend Streitigkeiten über 
Ansprüche aus dem ehelichen Güterrecht, 
auch wenn Dritte am Verfahren beteiligt sind

b)	 Erklärungen über Gütertrennung nach 
Artikel 8 Abschnitt I Nummer 3 bis 5 des 
Gleichberechtigungsgesetzes, Erklärungen 
nach §§ 2, 3 des Gesetzes über den ehe-  
lichen Güterstand von Vertriebenen und 
Flüchtlingen

15 Jahre

120 Jahre

Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel 
usw.

bis zum 31. August 
2009 : 
siehe Nummer 96 
Buchstabe d)

110 F Akten über Verfahren nach §§ 1382 und 1383 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs

10 Jahre Entscheidungen
(siehe Nummer 117)

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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111 F a)	 Akten über Kindschaftssachen gemäß § 640 
Absatz 2 der Zivilprozessordnung, auf
gehoben durch Artikel 29 des Gesetzes vom  
17. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2586)

30 Jahre Entscheidungen, 
Protokolle, die 
Beurkundungen in 
Kindschaftssachen 
enthalten (siehe 
Nummer 111 
Buchstabe b))

Kindschaftssachen im 
Sinne dieser Bestim­
mung sind die in 
§ 640 Absatz 2 der 
Zivilprozessordnung 
in der bis zum 31. Au- 
gust 2009 geltenden 
Fassung bezeichneten 
Verfahren, die ab dem 
1. September 2009  
als Abstammungs
sachen bezeichnet 
werden (siehe § 111 
Nummer 3, § 169  
des Gesetzes über das 
Verfahren in Famili­
ensachen und in den 
Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichts­
barkeit)

b)	 aus den Akten zu a) Entscheidungen sowie 
Protokolle, die Beurkundungen in Kind­
schaftssachen enthalten

70 Jahre wie zu Nummer 111 
Buchstabe a)

112 F Akten über Anträge auf Befreiung vom Erforder­
nis der Volljährigkeit (§ 1303 Absatz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs)

5 Jahre –

113 F a)	 Akten über sonstige familienrechtliche 
Angelegenheiten, soweit sie Vorgänge über 
die Genehmigung der Unterbringung 
(§ 1631b des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 
enthalten

b)	 Akten über die Anordnung von Ergänzungs­
pflegschaften, soweit § 1836e des Bürgerli­
chen Gesetzbuchs Anwendung findet, sowie 
Akten mit Vermögensverzeichnissen nach 
§ 1640 des Bürgerlichen Gesetzbuchs und 
§ 1683 des Bürgerlichen Gesetzbuchs, 
aufgehoben durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 4. Juli 2008 (BGBl. I S. 1188)

30 Jahre

10 Jahre Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel 
usw.

Der Beginn der Auf- 
bewahrungsfrist 
richtet sich nach § 4 
Absatz 6.

Der Beginn der 
Aufbewahrungsfrist 
richtet sich nach § 4 
Absatz 6.

114 F a)	 Akten über Abstammungssachen 30 Jahre Protokolle, die Beur- 
kundungen in Ab-
stammungssachen 
enthalten gemäß 
§ 180 des Gesetzes 
über das Verfahren in 
Familiensachen und 
in den Angelegenhei­
ten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit (siehe 
Nummer 114 Buch- 
stabe b))

Ehelicherklärungen, 
Feststellungen der 
Legitimation durch 
nachfolgende Ehe, 
Anfechtungen der 
Ehelichkeit, Feststel­
lungen der Vater­
schaft, Anfechtungen 
der Vaterschaft
(siehe Nummer 114 
Buchstabe c))

bis zum 31. August 
2009 : 
siehe Nummer 13 
Buchstabe b)

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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b)	 aus den Akten zu a) : Entscheidungen und 
Protokolle gemäß § 180 des Gesetzes über 
das Verfahren in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts­
barkeit

c)	 Ehelicherklärungen, Feststellungen der 
Legitimation durch nachfolgende Ehe, 
Anfechtungen der Ehelichkeit, Feststellun­
gen der Vaterschaft, Anfechtungen der 
Vaterschaft

70 Jahre

120 Jahre

bis zum 31. August 
2009 :
siehe Nummer 13 
Buchstabe c) und d)

bis zum 31. August 
2009 :
siehe Nummer 96 
Buchstabe c)

115 F a)	 Akten über Wohnungszuweisungs- und 
Hausratssachen

b)	 Akten über Gewaltschutzsachen

5 Jahre

5 Jahre

Entscheidungen und 
Vergleiche sowie 
Urkunden, auf die 
darin Bezug genom­
men ist (siehe 
Nummer 115 
Buchstabe c))
wie zu Nummer 115 
Buchstabe a)

bis zum 31. August 
2009 :
siehe Nummer 13 
Buchstabe f)

bis zum 31. August 
2009:
siehe Nummer 13 
Buchstabe f)

c)	 Entscheidungen und Vergleiche sowie 
Urkunden, auf die darin Bezug genommen 
ist. Zu den Entscheidungen usw. gehören 
auch die zu den Akten genommenen 
beglaubigten Abschriften der Entscheidun­
gen der höheren Instanzen

30 Jahre

116 FH a)	 Akten über Verfahren nach § 53e Absatz 2 
und 3 des Freiwillige Gerichtsbarkeit-Geset­
zes, aufgehoben durch Artikel 112 des 
Gesetzes vom 17. Dezember 2008 (BGBl. I 
S. 2586) 

30 Jahre

b)	 Akten über Anträge im vereinfachten 
Verfahren über den Unterhalt Minderjähriger

5 Jahre Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel

c)	 Akten über Anträge im vereinfachten 
Verfahren zur Abänderung von Unterhalts
titeln

5 Jahre Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel

d)	 Akten über sonstige Verfahren außerhalb 
eines anhängigen Verfahrens

5 Jahre Die in Nummer 117 
bezeichneten Titel

Der Beginn der 
Aufbewahrungsfrist 
richtet sich bei den 
Vorgängen, die eine 
Fürsorge des Fa­
miliengerichts für 
ein unter elterlicher 
Sorge stehendes Kind 
betreffen, nach § 4 
Absatz 6.

e)	 Erklärungen nach § 21 des Lebenspartner­
schaftsgesetzes, der durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 15. Dezember 2004 (BGBl. I 
S. 3396) aufgehoben worden ist 
(auch soweit sie zu Maßnahmen des Fami
liengerichts keinen Anlass geben und nicht 
unter dem Registerzeichen FH erfasst sind)

100 Jahre

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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117 – a)	 Die zur Zwangsvollstreckung geeigneten 
Titel, Entscheidungen, Vergleiche jeder Art, 
Vollstreckungsbescheide sowie Nachweise 
über die Zustellung der Mahn- und Vollstre­
ckungsbescheide ; verfahrenseinleitende 
Schriftstücke und weitere Nachweise, die für 
die Vollstreckbarkeitserklärung nach Artikel 
54 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 gemäß 
Artikel 34 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 
erforderlich sind, ferner Handzeichnungen, 
Abrechnungen und sonstige Schriftstücke, 
auf die in der Entscheidungsformel oder in 
einem gerichtlichen Vergleich Bezug ge- 
nommen wird. 
Zu den Entscheidungen usw. im Sinne dieser 
Vorschrift gehören auch die beglaubigten 
Abschriften von Entscheidungen der höheren 
Instanzen sowie Leseabschriften.

30 Jahre Zur Zwangsvollstre­
ckung geeignete Titel, 
die durch spätere 
Antragsrücknahme 
wirkungslos gewor­
den sind (vgl. § 269 
Absatz 3 Satz 1, 
§ 700 Absatz 1 der 
Zivilprozessordnung), 
fallen nicht unter die 
30-jährige Aufbewah­
rungsfrist und sind 
deshalb nur so lange 
aufzubewahren wie 
die Verfahrensakten 
selbst.

b)	 Prozessvergleiche, die einen Erbvertrag oder 
Erklärungen enthalten, nach deren Inhalt die 
Erbfolge geändert wird

100 Jahre

118 – Sammelakten gemäß § 13a Absatz 4 der 
Aktenordnung

5 Jahre – Bei Erklärungen nach 
§ 21 des Lebenspart­
nerschaftsgesetzes, der 
durch Artikel 7 des 
Gesetzes vom 15. Dez- 
ember 2004 (BGBl. I 
S. 3396) aufgehoben 
worden ist, ist Num- 
mer 116 Buchstabe e) 
zu beachten.

E. Anerbensachen und Landwirtschaftssachen

122 EhR Erbhofakten 100 Jahre Eintragungsbewilli­
gungen, auf die bei 
der Eintragung eines 
Rechts im Grundbuch 
Bezug genommen 
wurde (sind in die 
Grundakte zu 
übernehmen)

131 Lw (XV)
(früher : 
LwG, LwS, 
LwP, LwV, 
PSch)

Akten über Landwirtschaftssachen sowie Ent- 
scheidungen und Vergleiche zur Hauptsache 
sowie Urkunden, auf die darin Bezug genommen 
ist, aus Akten in Pachtschutzsachen

30 Jahre – wegen der Höfeakten 
siehe Nummer 140

Aus dem Registerzei­
chen PSch kommen 
nur abgeschlossene 
Verfahren in Betracht.

132 Lw (XV)
(früher : 
LwZ)

Zuweisungsverfahren 50 Jahre –

Lfd. 
Num­
mer
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Angelegenheit Aufbewah­
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Vor der Vernichtung 
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133 Lw (XV)
(früher : 
LwH)

a)	 Verfahren betreffend die Erteilung von 
Hoffolgezeugnissen und Erbscheinen

b)	 Hoffolgezeugnisse und Erbscheine, 
gerichtlich beurkundete Erbscheinsanträge, 
Urkunden über die Übertragung eines 
Erbteils

c)	 Verfahren betreffend die Genehmigung von 
Hofübergabeverträgen

d)	 sonstige

30 Jahre

100 Jahre

50 Jahre

30 Jahre

Hoffolgezeugnisse 
und Erbscheine, 
gerichtlich beurkun
dete Erbscheinsanträ­
ge, Urkunden über  
die Übertragung eines 
Erbteils (siehe Num- 
mer 133 Buchstabe b))

–

–

–
134 Lw (XV)

(früher : 
HLw)

Akten über sonstige Anträge außerhalb einer 
anhängigen Landwirtschaftssache, die nicht 
Bestandteil der Hauptakten geworden sind

30 Jahre –

135 – Sammelakten mit dem Schriftgut über die nicht 
in das Register für Landwirtschaftssachen oder 
entsprechende Register eingetragenen Sachen

30 Jahre –

140 – Höfeakten gemäß § 10 der Verfahrensordnung 
für Höfesachen (HöfeVfO) vom 29. März 1976 
(BGBl. I S. 881, 885) oder entsprechende Akten 
nach landesrechtlicher Regelung

dauernd
aufzube-
wahren

F. Justizverwaltungssachen

221 – Generalakten (Abschnitt B der Anweisung zum 
Generalaktenplan)

a)	 über Rechtsnormen (Gesetze, Verordnungen, 
Observanzen, Privilegien usw.)

20 Jahre –

b)	 über sonstige Angelegenheiten mit Ausnah­
me der unter c) bezeichneten Beiakten

20 Jahre –

c)	 Beiakten über Vorgänge von untergeordneter 
oder vorübergehender Bedeutung, Presse
äußerungen und dergleichen

5 Jahre –

222 – Sammelakten und Blattsammlungen (Abschnitt C 
der Anweisung zum Generalaktenplan) über

a)	 Akten der Prüfungsstellen nach § 9 Absatz 1 
und 2 der Rechtshilfeordnung für Zivilsa­
chen, der Prüfungsbehörden nach Nummer 7 
Absatz 1 Buchstabe b, Nummer 23 und Num- 
mer 30 Absatz 1 der Richtlinien für den 
Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen 
Angelegenheiten in Verbindung mit den 
Zuständigkeitsregelungen der Länder

3 Jahre – Mit Ausnahme der 
Vorgänge, die wegen 
ihrer besonderen 
Bedeutung (§ 8 Ab- 
satz 5 der General
aktenverfügung vom 
25. Juni 1974 (ABl.  
S. 881), die zuletzt 
durch Allgemeine 
Verfügung vom 7. Fe- 
bruar 2013 (ABl.  
S. 279) geändert 
worden ist) zu den 
Generalakten (Num-
mer 221 Buchstabe 
b)) zu bringen sind. 
Werden Register 
geführt, so sind diese 
30 Jahre aufzube­
wahren.

Lfd. 
Num­
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1 2 3 4 5 6
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b)	 Eingaben, Beschwerden und ähnliche 
Angelegenheiten von vorübergehender 
Bedeutung

5 Jahre –

c)	 Unterlagen über Bewerberinnen und 
Bewerber, die nicht in Personalakten 
einmünden

2 Monate – Sofern die betroffene 
Person in die weitere 
Datenspeicherung 
eingewilligt hat  
vgl. Nummer 222 
Buchstabe d)

d)	 Unterlagen über Bewerberinnen und 
Bewerber, die nicht in Personalakten 
einmünden (mit Einwilligung in längere 
Datenspeicherung)

2 Jahre

e)	 die von den Aufsichtsbehörden vorgenom­
menen Prüfungsverhandlungen

5 Jahre

f)	 Anträge auf Ausstellung einer Apostille und 
Anträge auf Beglaubigungen zum Zwecke 
der Legalisation

2 Jahre Die Register sind 50 
Jahre aufzubewahren

g)	 Fortbildungsvorgänge 5 Jahre
h)	 sonstige Verwaltungsangelegenheiten 10 Jahre

223 – Nachweisungen über die Verteilung der 
Vordrucke zu Hypotheken-, Grundschuld- und 
Rentenschuldbriefen sowie zu Schiffsbriefen  
und Schiffszertifikaten

50 Jahre –

224 – Personalakten

a)	 der Beschäftigten und Auszubildenden

b)	 der Rechtsbeistände und sonstigen Personen 
(Unternehmen), denen die Erlaubnis zur 
geschäftsmäßigen Rechtsbesorgung erteilt ist

10 Jahre

10 Jahre

–

–

Vgl. § 1 Absatz 4

Teilakten über 
Angelegenheiten von 
vorübergehender  
Bedeutung sind fünf 
Jahre nach Ablauf  
des Jahres, in dem  
die Bearbeitung 
abgeschlossen wurde, 
aufzubewahren.

225 – Bücher über Urkundenverwahrungen mit Aus- 
nahme der Verwahrungsbücher über Verfügun­
gen von Todes wegen (siehe Nummer 90 
Buchstabe a)) sowie die dazugehörigen Belege

2 Jahre –

226 – Die an die Amtsgerichte abgelieferten Dienst
register und Akten der Gerichtsvollzieherinnen 
und Gerichtsvollzieher

5 Jahre –

228 HL Hinterlegungsakten 5 Jahre –
230 – Schriftgut über die Erhebung von statistischen 

Daten in Zivilsachen und in Familiensachen 
sowie in Strafsachen und Bußgeldverfahren

a)	 Jahrestabellen nach dem Kalenderjahr
b)	 sonstige Tabellen und Durchschriften der 

Monatsübersichten

5 Jahre
2 Jahre

 

Lfd. 
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Landgericht

A. Allgemeines

301 AR a)	 Akten über Angelegenheiten, die in das 
Allgemeine Register eingetragen sind, mit 
Ausnahme der unter Nummer 301 Buchstabe 
b) aufgeführten Akten

2 Jahre

b)	 Akten, die Schutzschriften enthalten 1 Jahr
302 – Aktenregister mit den dazugehörigen Namens­

verzeichnissen
keine Register und Verzeich- 

nisse sind zu ver- 
nichten, sobald das 
darin verzeichnete 
Schriftgut vollständig 
vernichtet oder an  
das Landesarchiv 
abgeliefert wurde.

303 – Die lediglich zur Kontrolle des Geschäftsgangs 
dienenden Listen und Schriftstücke, namentlich 
die Kalender, Tagebücher, Eingangslisten und 
Posteingangsbücher

2 Jahre

304 – (Sammel)Akten mit den Unterlagen über die 
Wahl, Ernennung, Berufung oder Bestellung und 
Heranziehung ehrenamtlicher Richterinnen und 
Richter 

20 Jahre –

B. Zivilsachen

312 O a)	 Akten über Ansprüche aus einem familien­
rechtlichen Verhältnis nach dem bis zum  
30. Juni 1998 geltenden Recht

30 Jahre –

b)	 alle übrigen Akten 5 Jahre Die in Nummer 321 
Buchstabe a) 
bezeichneten Titel 
sowie Urteile und 
Vergleiche jeder Art 
usw.

Vgl. auch Nummern 
324, 326, 363

315 OH Akten über Anträge auf Durchführung des selbst- 
ständigen Beweisverfahrens und über sonstige 
Anträge außerhalb eines anhängigen Rechts­
streits, die nicht Bestandteil der Hauptakten 
geworden sind

5 Jahre Die in Nummer 321 
Buchstabe a) be- 
zeichneten Titel sowie 
Urteile und Verglei­
che jeder Art usw.

Vgl. auch Nummern 
324, 326, 363

316 – Sammelakten über die bei dem Gericht vor dem 
1. Januar 1998 niedergelegten Schiedssprüche, 
schiedsrichterlichen Vergleiche und Vergleiche 
nach § 1044b Absatz 1 der Zivilprozessordnung 
in der bis zum 31. Dezember 1997 geltenden 
Fassung

30 Jahre –

317 R Urteile aus Akten über Ehe-, Kindschafts- und 
Entmündigungssachen

50 Jahre – Betrifft Altverfahren 
vor 1977

318 S Sammelakten mit den in der Berufungsinstanz 
zurückbehaltenen Schriftstücken

5 Jahre Die in Nummer 321 
Buchstabe a) 
bezeichneten Titel 
sowie Urteile und 
Vergleiche jeder Art 
usw.

319 SH Akten über Anträge außerhalb eines anhängigen 
Berufungsverfahrens

2 Jahre Vergleiche (siehe 
Nummer 321 
Buchstabe a))

Lfd. 
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320 T Sammelakten mit den in der Beschwerdeinstanz 
zurückbehaltenen Schriftstücken

5 Jahre Die in Nummer 321 
Buchstabe a) 
bezeichneten Titel 
sowie Urteile und 
Vergleiche jeder Art 
usw.

321 – a)	 Die zur Zwangsvollstreckung geeigneten 
Titel und Entscheidungen, Vergleiche jeder 
Art, Vollstreckbarerklärungen und Vollstre­
ckungsbescheide, Bestätigungserklärungen 
über die Vollstreckbarkeit Europäischer 
Vollstreckungstitel nach der Verordnung 
(EG) Nr. 805/2004, Nachweisungen über die 
Zustellung der Mahn- und Vollstreckungsbe­
scheide, sowie verfahrenseinleitende Schrift- 
stücke und weitere Nachweise, die für die 
Vollstreckbarkeitserklärung nach Artikel 54 
der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 gemäß 
Artikel 34 der Verordnung (EG) Nr. 44/2001 
erforderlich sind, Schiedssprüche, schieds­
richterliche Vergleiche sowie Entscheidun­
gen über deren Vollstreckbarkeit ; ferner 
Handzeichnungen, Karten, Abrechnungen 
und sonstige Schriftstücke, auf die in der 
Entscheidungsformel oder in einem gericht- 
lichen Vergleich Bezug genommen ist

30 Jahre Zur Zwangsvollstre­
ckung geeignete Titel, 
die durch spätere 
Klage- oder Antrags­
rücknahme wirkungs­
los geworden sind 
(vgl. § 269 Absatz 3 
Satz 1, § 700 Absatz 1 
der Zivilprozessord­
nung), fallen nicht 
unter die 30-jährige 
Aufbewahrungsfrist 
und sind deshalb nur 
so lange aufzubewah­
ren wie die Verfah­
rensakten selbst.

Zu den Entscheidungen usw. im Sinne dieser 
Vorschrift gehören auch die zu den Akten 
genommenen beglaubigten Abschriften von 
Entscheidungen der höheren Instanzen sowie 
Leseabschriften.

b)	 Urteile und Vergleiche über den vorzeitigen 
Erbausgleich (§§ 1934d, 1934e des Bürgerli­
chen Gesetzbuchs, aufgehoben durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 16. Dezember 1997 
(BGBl. I S. 2968) 

100 Jahre

c)	 Prozessvergleiche, die einen Erbvertrag oder 
Erklärungen enthalten, nach deren Inhalt die 
Erbfolge geändert wird

100 Jahre

322 – Sammelakten mit den Schriftstücken über die 
Erteilung von Notfristzeugnissen usw.

2 Jahre –

323 – Sammel- und Sonderakten gemäß § 39 der 
Aktenordnung

2 Jahre –

324 O, OH (VH) a)	 Akten über die Gewährung richterlicher 
Vertragshilfe

5 Jahre Entscheidungen und 
Vergleiche sowie 
Urkunden, auf die 
darin Bezug genom­
men ist (siehe Num- 
mer 324 Buchstabe b))

b)	 Entscheidungen und Vergleiche in den zu a) 
genannten Angelegenheiten sowie Urkun­
den, auf die darin Bezug genommen ist 
Zu den Entscheidungen im Sinne dieser 
Vorschrift gehören auch die zu den Akten 
genommenen beglaubigten Abschriften von 
Entscheidungen der höheren Instanzen

30 Jahre

325 – Akten über Stiftungen 30 Jahre –
326 O, OH 

(AktG)
(früher : 
AktE)

Akten über Anträge auf gerichtliche Entschei­
dungen nach dem Aktiengesetz

30 Jahre –

327 OTh Akten über Verfahren nach dem Therapie
unterbringungsgesetz

30 Jahre –
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C. Straf- und Bußgeldverfahren

341 – Sammelakten mit den in der Berufungs- oder 
Beschwerdeinstanz zurückbehaltenen Schrift
stücken

30 Jahre –

342 – Sammelakten mit den Schriftstücken über 
Anträge auf Entscheidung der Strafkammer als 
oberen Gerichts und über die Ablehnung von 
Gerichtspersonen (§ 41 Absatz 1 Satz 1 
Buchstabe b der Aktenordnung)

5 Jahre –

344 StVK bzw.
Vollz.

Akten über Verfahren nach §§ 109, 110 des 
Strafvollzugsgesetzes

10 Jahre –

346 GerH Sammelakten der Gerichtshelferinnen und 
Gerichtshelfer

5 Jahre –

348 – Sammelakten mit den Begleitumschlägen der 
abgehenden Briefe der Untersuchungsgefan
genen

1 Jahr – Auf Anordnung der 
Behördenleitung 
können die Beglei­
tumschläge statt in 
Sammelakten auch in 
Kartons oder anderen 
Behältnissen geordnet 
aufbewahrt werden.

D. Sonstige Zuständigkeiten des Landgerichts

361 – Akten über Wiedergutmachungssachen  
(Rückerstattung)

30 Jahre –

362 – Akten über Wiedergutmachungssachen  
(Entschädigung)

30 Jahre –

363 O, OH (Wp) Akten über Wertpapierbereinigungssachen 10 Jahre –

E. Dienststrafsachen, Dienst- und Berufsgerichtssachen

371 – Akten über Dienststrafsachen 30 Jahre –
372 – Akten über berufsgerichtliche Verfahren

a)	 in denen auf Ausschließung aus dem Beruf 
erkannt oder in denen ein Beweissicherungs­
verfahren angeordnet worden ist

b)	 alle Übrigen

30 Jahre

20 Jahre

–

–
3731 – Akten der Richterdienstgerichte über

a)	 Disziplinarverfahren, in denen auf Entfer­
nung aus dem Dienst erkannt worden ist

b)	 alle anderen Disziplinarverfahren
c)	 Versetzungs- und Prüfungsverfahren

30 Jahre
 

20 Jahre
20 Jahre

–
 
–
–

1 Die durch das am 23. Juni 2011 in Kraft getretene Berliner Richtergesetz – RiGBln – vom 9. Juni 2011 (GVBl. S. 238) errichteten Richterdienstgerichte für das Land Berlin  
sind der Verwaltungsgerichtsbarkeit zugehörig. Für das bei den Richterdienstgerichten anfallende Schriftgut sind die Aufbewahrungsbestimmungen in Nummer 373 bis zu einer 
Regelung in der Verordnung über die Aufbewahrung von Schriftgut der Fachgerichtsbarkeiten des Landes Berlin weiter anzuwenden.
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F. Justizverwaltungssachen

381 – Generalakten (Abschnitt B der Anweisung zum 
Generalaktenplan)
a)	 über Rechtsnormen (Gesetze, Verordnungen, 

Observanzen, Privilegien usw.)
b)	 über sonstige Angelegenheiten mit Ausnah­

me der unter c) bezeichneten Beiakten
c)	 Beiakten über Vorgänge von untergeordneter 

oder vorübergehender Bedeutung, Presse
äußerungen und dergleichen

20 Jahre

20 Jahre

5 Jahre

–

–

–

382 – Sammelakten und Blattsammlungen (Abschnitt 
C der Anweisungen zum Generalaktenplan) über
a)	 Akten der Prüfungsstellen nach § 9 Absatz 1 

und 2 der Rechtshilfeordnung für Zivilsa­
chen, der Prüfungsbehörden nach Nummer 7 
Absatz 1 Buchstabe b, Nummer 23 und 
Nummer 30 Absatz 1 der Richtlinien für den 
Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen 
Angelegenheiten in Verbindung mit den 
Zuständigkeitsregelungen der Länder

3 Jahre – Mit Ausnahme der 
Vorgänge, die wegen 
ihrer besonderen Be- 
deutung (§ 8 Absatz 5 
der Generalakten
verfügung) zu den 
Generalakten (Num- 
mer 381 Buchstabe b)) 
zu bringen sind 

Werden Register ge- 
führt, so sind diese 30 
Jahre aufzubewahren.

b)	 Eingaben, Beschwerden und ähnliche 
Angelegenheiten von vorübergehender 
Bedeutung

5 Jahre –

c)	 Unterlagen über Bewerberinnen und 
Bewerber, die nicht in Personalakten 
einmünden

2 Monate – Sofern die betroffene 
Person in die weitere 
Datenspeicherung 
eingewilligt hat vgl. 
Nummer 382 Buch-
stabe d)

d)	 Unterlagen über Bewerberinnen und 
Bewerber, die nicht in Personalakten 
einmünden (mit Einwilligung in längere 
Datenspeicherung)

2 Jahre –

e)	 die von den Aufsichtsbehörden vorgenom­
menen Prüfungsverhandlungen

10 Jahre –

f)	 Anträge auf Ausstellung einer Apostille und 
Anträge auf Beglaubigungen zum Zwecke 
der Legalisation

2 Jahre – Die Register sind 50 
Jahre aufzubewahren.

g)	 Fortbildungsvorgänge 5 Jahre –
h)	 sonstige Verwaltungsangelegenheiten 10 Jahre –

383 – Sammelakten über Ehelicherklärungen 100 Jahre –
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385 – Personalakten
a)	 der Beschäftigten
b)	 der Notarinnen und Notare, Notarassessorin­

nen und Notarassessoren sowie der Rechts­
beistände und sonstigen Personen (Unter
nehmen), denen die Erlaubnis zur geschäfts­
mäßigen Rechtsbesorgung erteilt ist

10 Jahre
10 Jahre

–
Schriftstücke, die sich 
auf die Amtsnachfol-
ge, die Aktenverwah­
rung (§ 51 der Bundes-
notarordnung) oder  
auf die Notariatsver­
walterschaft (§ 56 der 
Bundesnotarordnung) 
beziehen, Siegel- und 
Unterschriftsproben
(siehe Nummer 385 
Buchstabe c))

Vgl. § 1 Absatz 4
Teilakten über 
Angelegenheiten von 
vorübergehender 
Bedeutung sind fünf 
Jahre nach Ablauf  
des Jahres, in dem  
die Bearbeitung 
abgeschlossen wurde, 
aufzubewahren.

c)	 Schriftstücke, die sich auf die Amtsnachfol­
ge, die Aktenverwahrung (§ 51 der Bundes­
notarordnung) oder auf die Notariatsverwal­
terschaft (§ 56 der Bundesnotarordnung) 
beziehen, Siegel- und Unterschriftsproben

100 Jahre

387 – Schriftgut über die Erhebung von statistischen 
Daten in Zivilsachen sowie in Strafsachen und 
Bußgeldverfahren
a)	 Jahrestabellen nach dem Kalenderjahr
b)	 sonstige Tabellen und Durchschriften der 

Monatsübersichten

5 Jahre
2 Jahre

–
–

Oberlandesgericht

A. Allgemeines

401 AR a)	 Akten über Angelegenheiten, die in das 
Allgemeine Register eingetragen sind, mit 
Ausnahme der unter Nummer 401 Buchstabe 
b) und c) aufgeführten Akten

2 Jahre –

b)	 Akten über Anträge auf Enthebung vom Amt 
der Beisitzerin und des Beisitzers gemäß 
§ 77 der Wirtschaftsprüferordnung und § 101 
des Steuerberatungsgesetzes

5 Jahre –

c)	 Akten, die Schutzschriften enthalten 1 Jahr –

402 – Aktenregister mit den dazugehörigen Namens­
verzeichnissen 

keine Register und 
Verzeichnisse sind zu 
vernichten, sobald das 
darin verzeichnete 
Schriftgut vollständig 
vernichtet oder an das 
Landesarchiv 
abgeliefert wurde.

403 – Die lediglich zur Kontrolle des Geschäftsgangs 
dienenden Listen und Schriftstücke, namentlich 
die Kalender, Tagebücher, Eingangslisten und 
Posteingangsbücher

Ausgenommen sind die Nachweisungen über die 
Verteilung der Vordrucke zu Hypotheken-, Grund- 
schuld- und Rentenschuldbriefen sowie zu 
Schiffsbriefen und Schiffszertifikaten (siehe 
Nummer 506)

2 Jahre –
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B. Zivil- und Familiensachen

410 Sch, Kap, 
Akt, EK

a)	 Akten über schiedsrichterliche Verfahren, 
Verfahren nach dem Kapitalanleger-Muster­
verfahrensgesetz, Freigabeverfahren nach 
dem Aktien- und Umwandlungsgesetz, 
Entschädigungsverfahren

5 Jahre Die zur Zwangsvoll­
streckung geeigneten 
Titel, Schiedssprüche, 
schiedsrichterliche 
Vergleiche sowie 
Entscheidungen über 
deren Vollstreckbar­
keit (siehe Num­
mer 410 Buch- 
stabe b))

b)	 Die zur Zwangsvollstreckung geeigneten 
Titel, Schiedssprüche, schiedsrichterliche 
Vergleiche sowie Entscheidungen über deren 
Vollstreckbarkeit

30 Jahre

410a SchH a)	 Akten über Anträge auf gerichtliche 
Entscheidung in den in § 1062 Absatz 1 
Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung 
genannten Fällen

5 Jahre Die zur Zwangsvoll­
streckung geeigneten 
Titel, Beschlüsse 
(siehe Nummer 410a 
Buchstabe b))

b)	 Die zur Zwangsvollstreckung geeigneten 
Titel, Beschlüsse

30 Jahre –

411 U, UF a)	 Sammelakten und Blattsammlungen 
(Senatsakten) mit den in der Beschwerde
instanz (bis zum 31. August 2009 : Berufungs
instanz) zurückbehaltenen Schriftstücken

5 Jahre Entscheidungen und 
Vergleiche (siehe 
Nummer 411 
Buchstabe b) und c))

b)	 Entscheidungen und Vergleiche aus den 
Akten zu a)

30 Jahre –

c)	 Prozessvergleiche aus den Akten zu a), die 
einen Erbvertrag oder Erklärungen enthalten, 
nach deren Inhalt die Erbfolge geändert wird

100 Jahre –

412 UH, UFH a)	 Akten über Anträge außerhalb eines anhängi­
gen Beschwerdeverfahrens (bis zum 31. 
August 2009 : Berufungsverfahren), die nicht 
Bestandteil der Hauptakten geworden sind

b)	 Vergleiche aus den Akten zu a)

2 Jahre

30 Jahre

Vergleiche
(siehe Nummer 412 
Buchstabe b))

–
413 W, WF a)	 Sammelakten und Blattsammlungen 

(Senatsakten) mit den in der Beschwerde
instanz zurückbehaltenen Schriftstücken

b)	 Instanz abschließende Beschlüsse mit 
vollstreckungsfähigem Inhalt sowie 
Entscheidungen über die Vollstreckbarkeit 
erstinstanzlicher Entscheidungen aus den 
Akten zu a)

5 Jahre

30 Jahre

vollstreckungsfähige 
Beschlüsse (siehe 
Nummer 413 
Buchstabe b))
Zwischenentschei
dungen (siehe 
Nummer 413 
Buchstabe a))

414 – Sammelakten mit den Schriftstücken über die 
Erteilung von Notfristzeugnissen

2 Jahre –

415 – Sammel- und Sonderakten gemäß § 39 der 
Aktenordnung

2 Jahre –

415a UTh, WTh Sammelakten und Blattsammlungen (Senats
akten) mit den in Verfahren nach dem Therapie
unterbringungsgesetz in der Beschwerdeinstanz 
zurückbehaltenen Schriftstücken

30 Jahre –
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416 OLG
II

Entscheidungen und Vergleiche sowie Urkunden, 
auf die darin Bezug genommen ist, aus den 
Akten über die Gewährung richterlicher 
Vertragshilfe in Energiewirtschaftssachen und 
bei der Abwicklung von Lieferverträgen

Zu den Entscheidungen im Sinne dieser 
Vorschrift gehören auch die zu den Akten 
genommenen beglaubigten Abschriften von 
Entscheidungen der höheren Instanz.

30 Jahre –

417 FS I Akten über Fideikommisse, Lehen, Stammgüter 
sowie Hausgüter, Hausvermögen und sonstige 
gebundene Vermögen

50 Jahre –

418 FS II Akten über Schutzforsten, Waldgüter, Deich
güter, Weingüter, Landgüter, Stiftungen,Wald
genossenschaften und dergleichen

50 Jahre –

419 – Akten über Stiftungen 30 Jahre –
420 VA Akten über Anträge auf gerichtliche Überprü­

fung von Justizverwaltungsakten (Zivilakten)

a)	 wenn der Antrag zurückgenommen oder 
sonst ohne Entscheidung erledigt worden ist 
oder wenn es sich um die Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand oder ein Prozesskosten­
hilfeverfahren handelt

b)	 in allen übrigen Fällen

2 Jahre

30 Jahre

–

–
421 REMiet Akten über Rechtsentscheide in Mietsachen 30 Jahre –

C. Strafsachen und Bußgeldverfahren

431 – Sammelakten und Blattsammlungen (Senats
akten) mit den in der Revisions- oder Beschwer
deinstanz zurückbehaltenen Schriftstücken

10 Jahre Urteile und Beschlüs­
se (siehe Num­
mer 433)

432 – Sammelakten mit den Schriftstücken über 
Anträge auf Entscheidung des Strafsenats als 
oberen Gerichts und über die Ablehnung von 
Gerichtspersonen (§ 41 Absatz 1 Satz 1 
Buchstabe b der Aktenordnung)

5 Jahre –

433 – Urteile und Beschlüsse in Revisionen sowie 
Entscheidungen wegen Ordnungswidrigkeiten

30 Jahre

434 VAs Akten über Anträge auf gerichtliche Überprü­
fung von Justizverwaltungsakten (Strafsachen)

a)	 wenn der Antrag zurückgenommen oder 
sonst ohne Entscheidung erledigt worden ist 
oder wenn es sich um die Wiedereinsetzung 
in den vorigen Stand oder ein Prozesskosten­
hilfeverfahren handelt

b)	 in allen übrigen Fällen

5 Jahre

30 Jahre

–

–
435 – Entscheidungen über Rechtsbeschwerden nach 

§§ 116, 117 des Strafvollzugsgesetzes
30 Jahre –

436 – Sammelakten mit den Begleitumschlägen der 
abgehenden Briefe der Untersuchungsgefan
genen

1 Jahr – Auf Anordnung der 
Behördenleitung 
können die Begleit
umschläge statt in 
Sammelakten auch in 
Kartons oder anderen 
Behältnissen geordnet 
aufbewahrt werden.

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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437 2 – Sammelakten und Blattsammlungen (Senats
akten) mit den in der Beschwerdeinstanz über 
Kassations- und Rehabilitierungsverfahren 
zurückbehaltenen Schriftstücken

30 Jahre –

D. Landwirtschaftssachen

451 – Sammelakten und Blattsammlungen (Senats
akten) mit den in der Beschwerdeinstanz 
zurückbehaltenen Schriftstücken

30 Jahre –

452 – Sammelakten mit den Schriftstücken über die 
Erteilung von Notfristzeugnissen usw.

5 Jahre –

E. Sonstige Zuständigkeiten des Oberlandesgerichts

471 – a)	 Sammelakten und Blattsammlungen 
(Senatsakten) in Wiedergutmachungssachen 
(Rückerstattung)

b)	 Entscheidungen aus den Akten zu a)

10 Jahre 
 

30 Jahre

Entscheidungen
(siehe Nummer 471 
Buchstabe b))

472 – a)	 Sammelakten und Blattsammlungen 
(Senatsakten) in Wiedergutmachungssachen 
(Entschädigung)

b)	 Entscheidungen aus den Akten zu a)

10 Jahre

30 Jahre

Entscheidungen
(siehe Nummer 472 
Buchstabe b))

473 – Sammelakten und Blattsammlungen (Senats
akten) in Wertpapierbereinigungssachen

10 Jahre

475 Kart (früher : 
Kart V,  
Kart B, Kart)

a)	 Verwaltungsbeschwerden und Bußgeld
sachen nach dem Gesetz gegen Wett
bewerbsbeschränkungen

b)	 Beschlüsse

10 Jahre

30 Jahre

Beschlüsse
(siehe Nummer 475 
Buchstabe b))

476 Verg a)	 Akten über sofortige Beschwerden und 
Entscheidungen nach § 115 Absatz 2 Satz 5 
und 6 des Gesetzes gegen Wettbewerbs
beschränkungen in Vergaberechtssachen

b)	 Beschlüsse aus den Akten zu a)

10 Jahre

30 Jahre

Beschlüsse
(siehe Nummer 476 
Buchstabe b))

477 a)	 Akten über Beschwerden nach § 75 des 
Energiewirtschaftsgesetzes

b)	 Beschlüsse aus den Akten zu a)

10 Jahre

30 Jahre

Beschlüsse
(siehe Nummer 477 
Buchstabe b))

F. Dienststrafsachen, Dienst-, Ehren- und Berufsgerichtssachen

491 – Akten über Dienststrafverfahren 30 Jahre –
492 Not Akten über

a)	 Disziplinarverfahren gegen Notarinnen und 
Notare (einschließlich der im Rahmen des 
Untersuchungsverfahrens entstandenen 
Akten), in denen auf Entfernung aus dem 
Amt erkannt worden ist

b)	 alle anderen Disziplinarverfahren
c)	 Anfechtungsverfahren nach § 111 der 

Bundesnotarordnung

30 Jahre

20 Jahre
30 Jahre

–

–
–

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6

2 Landesspezifische Aufbewahrungsfrist
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493 AGH a)	 Akten des Anwaltsgerichtshofs über ver-  
waltungsrechtliche Anwaltssachen (§§ 112a ff. 
der Bundesrechtsanwaltsordnung) ; bis zum 
31. Mai 2007 (§§ 38 f. der Bundesrechts
anwaltsordnung, aufgehoben durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 26. März 2007 (BGBl. I  
S. 358)) und bis zum 31. August 2009 
(§§ 37, 223 der Bundesrechtsanwaltsord­
nung, aufgehoben durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 30. Juli 2009 (BGBl. I  
S. 2449)) : Anträge auf gerichtliche Entschei­
dungen 

b)	 Sammelakten und Blattsammlungen über 
anwaltsgerichtliche Verfahren vor dem 
Anwaltsgerichtshof mit den in der Beru­
fungs- oder Beschwerdeinstanz zurückbehal­
tenen Schriftstücken, wenn auf Ausschlie­
ßung aus dem Beruf erkannt worden ist

c)	 alle übrigen der unter b) genannten Akten

30 Jahre

50 Jahre

30 Jahre

–

–

–
494 – Sammelakten und Blattsammlungen (Senats

akten) über berufsgerichtliche Verfahren
20 Jahre –

4953 DG, DGH Akten der Richterdienstgerichte über

a)	 Disziplinarverfahren, in denen auf Entfer­
nung aus dem Dienst erkannt worden ist

b)	 alle anderen Disziplinarverfahren
c)	 Versetzungs- und Prüfungsverfahren

 
 

30 Jahre 

20 Jahre
20 Jahre

 
 
– 

–
–

G. Justizverwaltungssachen

501 – Generalakten (Abschnitt B der Anweisung zum 
Generalaktenplan)
a)	 über Rechtsnormen (Gesetze, Verordnungen, 

Observanzen, Privilegien usw.)
b)	 über sonstige Angelegenheiten mit Ausnah­

me der unter c) bezeichneten Beiakten

20 Jahre

20 Jahre

–

–

c)	 Beiakten über Vorgänge von untergeordneter 
oder vorübergehender Bedeutung, Berichts­
sammlungen, Presseäußerungen und 
dergleichen

5 Jahre –

502 – Sammelakten und Blattsammlungen (Abschnitt C 
der Anweisungen zum Generalaktenplan) über

a)	 Akten der Prüfungsstellen nach § 9 Absatz 1 
und 2 der Rechtshilfeordnung für Zivilsa­
chen, der Prüfungsbehörden nach Nummer 7 
Absatz 1 Buchstabe b, Nummer 23 und 
Nummer 30 Absatz 1 der Richtlinien für den 
Verkehr mit dem Ausland in strafrechtlichen 
Angelegenheiten in Verbindung mit den 
Zuständigkeitsregelungen der Länder

3 Jahre – Mit Ausnahme der 
Vorgänge, die wegen 
ihrer besonderen Be- 
deutung (§ 8 Absatz 5 
der Generalakten
verfügung) zu den 
Generalakten 
(Nummer 501 
Buchstabe b)) zu 
bringen sind
Werden Register 
geführt, so sind diese 
30 Jahre aufzubewah­
ren.

3 Die durch das am 23. Juni 2011 in Kraft getretene Berliner Richtergesetz - RiGBln - vom 9. Juni 2011 (GVBl. S. 238) errichteten Richterdienstgerichte für das Land Berlin sind 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit zugehörig. Für das bei den Richterdienstgerichten anfallende Schriftgut sind die Aufbewahrungsbestimmungen in Nummer 495 bis zu einer Rege­
lung in der Verordnung über die Aufbewahrung von Schriftgut der Fachgerichtsbarkeiten des Landes Berlin weiter anzuwenden.

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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b)	 Eingaben, Beschwerden und ähnliche 
Angelegenheiten von vorübergehender 
Bedeutung

5 Jahre

c)	 Listen der Empfängerinnen und Empfänger 
von Geldauflagen in Ermittlungs-, Straf- und 
Gnadensachen und Liste der Empfängerin­
nen und Empfänger von Geldbußen nebst 
den dazugehörigen Unterlagen

5 Jahre –

d)	 Unterlagen über Bewerberinnen und 
Bewerber, die nicht in Personalakten 
einmünden

2 Monate – Sofern die betroffene 
Person in die weitere 
Datenspeicherung 
einwilligt vgl. 
Nummer 502 
Buchstabe e)

e)	 Unterlagen über Bewerberinnen und 
Bewerber, die nicht in Personalakten 
einmünden (mit Einwilligung in längere 
Datenspeicherung)

2 Jahre –

f)	 die von den Aufsichtsbehörden vorgenom­
menen Prüfungsverhandlungen

10 Jahre –

g)	 Fortbildungsvorgänge 5 Jahre –
h)	 sonstige Verwaltungsangelegenheiten 10 Jahre –

503 – Sammelakten über Ehelicherklärungen 100 Jahre –
504 – Sammelakten über die Anerkennung ausländi­

scher Entscheidungen in Ehesachen
– a)	 Akten über Verfahren

b)	 Anträge und Entscheidungen
2 Jahre
80 Jahre

–
–

505 Sammelakten über die Befreiung von der 
Beibringung des Ehefähigkeitszeugnisses für 
Ausländerinnen und Ausländer

2 Jahre –

506 – Nachweisungen über die Verteilung der 
Vordrucke zu Hypotheken-, Grundschuld- und 
Rentenschuldbriefen sowie zu Schiffsbriefen und 
Schiffszertifikaten

100 Jahre –

507 – Personalakten

a)	 der Beschäftigten 10 Jahre – Vgl. § 1 Absatz 4

Teilakten über An- 
gelegenheiten von 
vorübergehender Be- 
deutung sind fünf 
Jahre nach Ablauf des 
Jahres, in dem die Be- 
arbeitung abgeschlos­
sen wurde, aufzu
bewahren.

b)	 der Notarinnen und Notare und Notarasses­
sorinnen und Notarassessoren

10 Jahre Schriftstücke, die sich 
auf die Amtsnachfol­
ge, die Aktenverwah­
rung (§ 51 der 
Bundes- 
notarordnung) oder 
auf die Notariatsver­
walterschaft (§ 56 der 
Bundesnotarordnung) 
beziehen, Siegel- und 
Unterschriftsproben
(siehe Nummer 507 
Buchstabe c))

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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c)	 Schriftstücke, die sich auf die Amtsnachfol­
ge, die Aktenverwahrung (§ 51 der Bundes­
notarordnung) oder auf die Notariatsverwal­
terschaft (§ 56 der Bundesnotarordnung) 
beziehen, Siegel- und Unterschriftsproben

100 Jahre

509 – Akten über
a)	 die Prüfung von Rechtskandidatinnen und 

Rechtskandidaten
aa) schriftliche Prüfungsarbeiten
bb) sonstige Prüfungsunterlagen

b)	 die Prüfung von Beamtinnen und Beamten 
einschließlich der Anlagehefte mit schrift
lichen Prüfungsarbeiten

c)	 die Prüfung von Auszubildenden einschließ­
lich der Anlagehefte mit schriftlichen 
Prüfungsarbeiten

 

5 Jahre
50 Jahre
10 Jahre

5 Jahre

 

–
–
–

–

 

Anlagehefte mit 
schriftlichen 
Prüfungsarbeiten 
können nach fünf 
Jahren vernichtet 
werden

510 – Akten über die Eintragung von Versorgungsan­
wärterinnen und -anwärtern in ein Bewerberver­
zeichnis

5 Jahre –

511 – Schriftgut über die Erhebung von statistischen 
Daten in Zivilsachen und Familiensachen sowie 
in Strafsachen und Bußgeldverfahren
a)	 Jahrestabellen nach dem Kalenderjahr
b)	 sonstige Tabellen und Durchschriften der 

Monatsübersichten

5 Jahre
2 Jahre

–
–

Staatsanwaltschaft

A. Allgemeines

601 AR Akten über Angelegenheiten, die in das 
Allgemeine Register eingetragen sind

5 Jahre –

602 – Aktenregister mit den dazugehörigen Namens­
verzeichnissen und sonstigen Verzeichnissen 
sowie die Zentralnamenkartei 

keine Register und 
Verzeichnisse sind zu 
vernichten, sobald das 
darin verzeichnete 
Schriftgut vollständig 
vernichtet oder an das 
Landesarchiv 
abgeliefert wurde.

603 – a)	 die lediglich zur Kontrolle des Geschäfts­
gangs dienenden Listen und Schriftstücke

b)	 die Listen der Überführungsstücke

2 Jahre 

5 Jahre

B. Zivilsachen

611 – Akten über Zivilsachen 5 Jahre –
6124 – Nicht eingetragene Todeserklärungssachen 3 Jahre –

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6

4 �Landesspezifische Aufbewahrungsfrist
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C. Strafsachen

6215 PLs Akten (einschließlich aufzubewahrender 
Handakten) über Ermittlungsverfahren, die

a)	 wegen Schuldunfähigkeit eingestellt sind

aa) im Falle eines Vergehens 10 Jahre

Verfahrensbeendende 
Entscheidungen; Gut-
achten über Fest
stellung der Schuld
unfähigkeit (siehe 
Nummer 

Zu Nummern 621, 
622, 623, 624 und 
721 : 
Akten, aus denen sich 
ergibt, dass der 
objektive Tatbestand 
eines Verbrechens 
oder Vergehens 
vorliegt, der Täter

bb) im Falle eines Verbrechens sowie bei 
Straftaten nach §§ 174 bis 180, 182 oder 
240 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 des 
Strafgesetzbuchs

20 Jahre 621 Buchstabe c)) aber nicht zur 
Aburteilung zu 
bringen ist, sind in 
allen Fällen mindes- 

b)	 aus sonstigen Gründen eingestellt sind
c)	 Verfahrensbeendende Entscheidungen ; 

Gutachten über Feststellung der Schuldunfä­
higkeit aus den unter a) genannten Akten

5 Jahre
30 Jahre

tens so lange aufzu-
bewahren, als nicht 
die Strafverfolgung 
durch Verjährung 
ausgeschlossen ist ; in 
den Fällen, in denen 
die Tat der Verjährung 
nicht unterliegt, sind 
sie so lange aufzube­
wahren, als eine Straf­
verfolgung den 
Umständen nach noch 
möglich ist.

6226 Js/UJs Akten (einschließlich aufzubewahrender 
Handakten) über
a)	 Verfahren zur Ermittlung der Todesursache 

Verstorbener (Leichensachen)
b)	 Verfahren zur Ermittlung von Bränden 

(Brandsachen)
c)	 Ermittlungsverfahren, die wegen Schuld

unfähigkeit eingestellt sind
aa) im Falle eines Vergehens
bb) im Falle eines Verbrechens sowie bei 

Straftaten nach §§ 174 bis 180, 182 oder 
240 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 des 
Strafgesetzbuchs

 

30 Jahre 

20 Jahre 

 

10 Jahre
20 Jahre

 

– 

– 

Verfahrensbeendende 
Entscheidungen ; 
Gutachten über 
Feststellung der 
Schuldunfähigkeit 
(siehe Nummer 623)

wie zu Nummer 621

d)	 sonstige Angelegenheiten, in denen das 
Verfahren eingestellt ist

5 Jahre

623 Verfahrensbeendende Entscheidungen ; Gutach­
ten über Feststellung der Schuldunfähigkeit aus 
den unter Nummer 622 Buchstabe c) genannten 
Akten

30 Jahre wie zu Nummer 621

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6

5 Landesspezifische Aufbewahrungsfristen, die für bis zum 31. Dezember 2011 entstandenes Schriftgut der Amtsanwaltschaft anzuwenden sind
6 Nummer 622 Buchstabe c und d sowie Nummer 623 gelten auch für Schriftgut der Amtsanwaltschaft
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624 Js (Ks, KLs, 
Ls, Ds, Cs) 
(früher : KLs, 
KMs, Ls, Ms, 
Cs, DLs, Ds, 
Es)

Akten (einschließlich aufzubewahrender Hand- 
akten und Vollstreckungs-, Bewährungs- sowie 
Gnadenhefte) über Anklagen, Anträge nach 
§ 413 der Strafprozessordnung und Strafbefehle

a)	 in denen auf Todesstrafe oder lebenslange 
Freiheitsstrafe erkannt ist,

aufzubewah­
ren bis zum 
Ablauf des 
Jahres, in 
dem die oder 
der Beschul­
digte das 100. 
Lebensjahr 
vollendet 
hätte

–

wie zu Nummer 621

b)	 wenn auf Sicherungsverwahrung, auf 
Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus (früher : Heil- und Pflegean­
stalt) oder auf Untersagung der Erteilung der 
Fahrerlaubnis für immer erkannt ist,

30 Jahre –

c)	 wenn wegen einer Straftat, für die das 
Gesetz als Höchststrafe lebenslange 
Freiheitsstrafe vorsieht, auf Freiheitsstrafe 
von mehr als einem Jahr erkannt ist,

30 Jahre

d)	 wenn wegen einer Straftat nach §§ 174 bis 
180, 182, 223 bis 227, 239 bis 239b oder 240 
Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 des Strafgesetz­
buchs auf Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe 
von mehr als einem Jahr erkannt ist,

30 Jahre

e)	 wenn das Verfahren wegen Schuldunfähig­
keit oder auf psychischer Krankheit beru- 
hender Verhandlungsunfähigkeit ohne Be- 
strafung abgeschlossen oder eine gericht
liche Entscheidung nach § 413 der Straf
prozessordnung aus den in § 11 Absatz 1 
Nummer 2 des Bundeszentralregistergeset­
zes genannten Gründen abgelehnt worden 
ist,

Verfahrensbeendende 
Entscheidungen ; 
Gutachten über 
Feststellung der 
Schuldunfähigkeit 
oder psychischer 
Krankheit
(siehe Nummer 629)

aa) im Falle eine Vergehens 10 Jahre
bb) im Falle eines Verbrechens sowie bei 

Straftaten nach §§ 174 bis 180, 182 oder 
240 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 des 
Strafgesetzbuchs

20 Jahre

f)	 wenn auf Freiheitsstrafe von mehr als einem 
Jahr erkannt ist,

15 Jahre Auf Strafe lautende 
Urteile, Vollstre­
ckungsnachweise 
usw.
(siehe Nummer 629)

g)	 wenn auf Geldstrafe von mehr als 90 
Tagessätzen, auf Freiheitsstrafe oder 
Strafarrest von mehr als drei Monaten bis zu 
einem Jahr oder auf Jugendstrafe von mehr 
als einem Jahr erkannt ist,

10 Jahre Auf Strafe lautende 
Urteile, Strafbefehle, 
Vollstreckungsnach­
weise usw.
(siehe Nummer 629)

h)	 wenn sonst auf Geldstrafe, Freiheitsstrafe, 
Strafarrest oder Jugendstrafe erkannt ist,

5 Jahre Auf Strafe lautende 
Urteile, Strafbefehle, 
Vollstreckungsnach­
weise usw.
(siehe Nummer 629)

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist
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1 2 3 4 5 6
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i)	 wenn in Verfahren gegen Jugendliche und 
Heranwachsende nach Jugendrecht, jedoch 
nicht auf Jugendstrafe erkannt ist,

5 Jahre Nicht freisprechende 
Urteile, Vollstre­
ckungsnachweise 
usw.
(siehe Nummer 629)

j)	 sonstige 5 Jahre Auf Strafe lautende 
Urteile, Strafbefehle, 
Vollstreckungsnach­
weise usw.
(siehe Nummer 629)

628 Js
(OWi)

Akten über Bußgeldverfahren (einschließlich der 
gerichtlichen Bußgeldentscheidung)

5 Jahre Vollstreckbare Titel 
(z. B. Kostenfestset­
zungsbeschlüsse, 
Entscheidungen über 
die Entschädigung 
wegen erlittener 
Verfolgungsmaßnah­
men)
(siehe Nummer 629

629 – a)	 Die Urteile und Strafbefehle, in denen 
rechtskräftig auf Strafe (hierzu zählen nicht 
Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel nach 
dem Jugendgerichtsgesetz) erkannt ist 
einschließlich der Gesamtstrafenbeschlüsse, 
verfahrenseinleitende Schriftstücke und 
weitere Nachweise, die für die Vollstreckbar­
keitserklärung erforderlich sind, sowie die 
Nachweise über die Vollstreckung der 
Strafe ; Anklagen, auf deren zugelassenen 
Anklagesatz Bezug genommen ist, Anklagen 
gemäß § 212a Absatz 2 Satz 2 der Strafpro­
zessordnung, aufgehoben durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I  
S. 3186), oder § 418 Absatz 3 Satz 2 der 
Strafprozessordnung ; Strafbefehle, Strafbe­
fehlsanträge ; bei den Akten befindliche 
Abbildungen, auf die in den Urteilen Bezug 
genommen ist ; Urteile und sonstige 
Entscheidungen über die Kostenerstattungs­
pflicht und über die Entschädigungspflicht 
für Strafverfolgungsmaßnahmen ; Entschei­
dungen nach § 2 Absatz 1 des DNA-Identi­
tätsfeststellungsgesetzes, aufgehoben durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 12. August 2005 
(BGBl. I S. 2360), und § 81g der Strafpro­
zessordnung ; Kostenfestsetzungsbeschlüsse 
sowie Entscheidungen, in denen eine Ent- 
schädigung nach §§ 10, 11 des Gesetzes über 
die Entschädigung für Strafverfolgungs
maßnahmen zuerkannt worden ist ; die 
Beschlüsse oder Mitteilungen über den Erlass 
oder die Milderung der Strafe sowie über die 
Anordnung der Nichtaufnahme in ein 
Führungszeugnis (§ 39 des Bundeszentralre­
gistergesetzes) oder die Tilgung (§§ 48 und 
49 des Bundeszentralregistergesetzes)

30 Jahre

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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Ist eine Geldstrafe durch Teilzahlungen 
getilgt, so ist nur der Nachweis über die 
letzte Teilzahlung aufzubewahren.

Verfahrensbeendende Entscheidungen, 
Gutachten über Feststellung der Schuldunfä­
higkeit oder psychischer Krankheit aus den 
unter Nummer 624 Buchstabe e) genannten 
Akten

Zu den Urteilen im Sinne dieser Vorschrift 
gehören auch die zu den Akten genommenen 
beglaubigten Abschriften von Entscheidun­
gen der höheren Instanzen.

– b)	 Nicht freisprechende Urteile sowie die 
dazugehörigen Vollstreckungsnachweise aus 
den unter Nummer 624 Buchstabe i) 
genannten Akten

10 Jahre

632 GerH
bzw. GH

Sammelakten der Gerichtshilfe 5 Jahre –

633 – Sammelakten mit den Begleitumschlägen der 
abgehenden Briefe der Untersuchungsgefange­
nen

1 Jahr – Auf Anordnung der 
Behördenleitung 
können die Beglei­
tumschläge statt in 
Sammelakten auch in 
Kartons oder anderen 
Behältnissen geordnet 
aufbewahrt werden.

D. Justizverwaltungssachen

651 – Generalakten (Abschnitt B der Anweisung zum 
Generalaktenplan)
a)	 über Rechtsnormen (Gesetze, Verordnungen 

usw.)
b)	 über sonstige Angelegenheiten mit Ausnah­

me der unter c) bezeichneten Beiakten

20 Jahre

20 Jahre

–

–

c)	 Beiakten über Vorgänge von untergeordneter 
oder vorübergehender Bedeutung, Berichts­
sammlungen, Presseäußerungen und 
dergleichen

5 Jahre –

652 – Sammelakten und Blattsammlungen 
(Abschnitt C der Anweisungen zum 
Generalaktenplan) über

a)	 Akten der Prüfungsbehörden nach Num­
mer 7 Absatz 1 Buchstabe b, Nummer 23 
und Nummer 30 Absatz 1 der Richtlinien für 
den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtli­
chen Angelegenheiten in Verbindung mit den 
Zuständigkeitsregelungen der Länder

3 Jahre – Mit Ausnahme der 
Vorgänge, die wegen 
ihrer besonderen 
Bedeutung (§ 8 
Absatz 5 der
Generalaktenverfü­
gung) zu den 
Generalakten 
(Nummer 651 
Buchstabe b)) zu 
bringen sind

b)	 Eingaben, Beschwerden und ähnliche 
Angelegenheiten von vorübergehender 
Bedeutung

5 Jahre –

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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c)	 Unterlagen über Bewerberinnen und 
Bewerber, die nicht in Personalakten 
einmünden

2 Monate – Sofern die betroffene 
Person in die weitere 
Datenspeicherung 
eingewilligt hat  
vgl. Nummer 652 
Buchstabe d) 

d)	 Unterlagen über Bewerberinnen und 
Bewerber, die nicht in Personalakten 
einmünden (mit Einwilligung in längere 
Datenspeicherung)

2 Jahre –

e)	 die von den Aufsichtsbehörden vorgenom­
menen Prüfungsverhandlungen

10 Jahre –

f)	 Fortbildungsvorgänge 5 Jahre –
g)	 sonstige Verwaltungsangelegenheiten 10 Jahre –
h)	 Berichtshefte und die dazugehörigen 

Sachakten 
5 Jahre –

653 – Personalakten der Beschäftigten 10 Jahre – Vgl. § 1 Absatz 4

Teilakten über 
Angelegenheiten von 
vorübergehender 
Bedeutung sind fünf 
Jahre nach Ablauf des 
Jahres, in dem die 
Bearbeitung abge­
schlossen wurde, 
aufzubewahren.

654 – Schriftgut über die Erhebung von statistischen 
Daten in Ermittlungsverfahren und Verfahren 
nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz bei den 
Staats- und Amtsanwaltschaften
a)	 Jahrestabellen nach dem Kalenderjahr
b)	 sonstige Tabellen und Durchschriften der 

Monatsübersichten

5 Jahre
2 Jahre

–
–

Generalstaatsanwaltschaft

A. Allgemeines

701 AR Akten über Angelegenheiten, die in das 
Allgemeine Register eingetragen sind

5 Jahre –

702 – Aktenregister mit den dazugehörigen Namens­
verzeichnissen und sonstigen Verzeichnissen 

keine Register und 
Verzeichnisse sind zu 
vernichten, sobald das 
darin verzeichnete 
Schriftgut vollständig 
vernichtet oder an das 
Landesarchiv 
abgeliefert wurde.

703 – a)	 die lediglich zur Kontrolle des Geschäfts­
gangs dienenden Listen und Schriftstücke

b)	 die Listen der Überführungsstücke

2 Jahre 

5 Jahre

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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B. Zivilsachen

711 Rs Sammelakten für Zivilsachen (§ 46 Absatz 3 der 
Aktenordnung)

5 Jahre

C. Strafsachen

721 OJs Akten über erstinstanzliche Strafsachen beim 
Oberlandesgericht

a)	 in denen auf Todesstrafe oder lebenslange 
Freiheitsstrafe erkannt ist,

aufzubewah­
ren bis zum 
Ablauf des 
Jahres, in dem 
die oder der 
Beschuldigte 
das 100. Le- 
bensjahr voll- 
endet hätte

wie zu Nummer 621

b)	 wenn auf Sicherungsverwahrung, auf 
Unterbringung in einem psychiatrischen 
Krankenhaus (früher : Heil- und Pflegean­
stalt) oder auf Untersagung der Erteilung der 
Fahrerlaubnis für immer erkannt ist,

30 Jahre –

c)	 wenn wegen einer Straftat, für die das 
Gesetz als Höchststrafe lebenslange 
Freiheitsstrafe vorsieht, auf Freiheitsstrafe 
von mehr als einem Jahr erkannt ist,

30 Jahre –

d)	 wenn wegen einer Straftat nach §§ 174 bis 
180, 182, 223 bis 227, 239 bis 239b oder 240 
Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 des Strafgesetz­
buchs auf Freiheitsstrafe oder Jugendstrafe 
von mehr als einem Jahr erkannt ist,

30 Jahre

e)	 wenn das Verfahren wegen Schuldunfähig­
keit oder auf psychischer Krankheit 
beruhender Verhandlungsunfähigkeit ohne 
Bestrafung abgeschlossen oder eine 
gerichtliche Entscheidung nach § 413 der 
Strafprozessordnung aus den in § 11 Absatz 
1 Nummer 2 des Bundeszentralregistergeset­
zes genannten Gründen abgelehnt worden 
ist,

aa) im Falle eine Vergehens
bb) im Falle eines Verbrechens sowie bei 

Straftaten nach §§ 174 bis 180, 182 oder 
240 Absatz 4 Satz 2 Nummer 1 des 
Strafgesetzbuchs

10 Jahre
20 Jahre

Verfahrensbeendende 
Entscheidungen ; 
Gutachten über 
Feststellung der 
Schuldunfähigkeit 
oder psychischer 
Krankheit (siehe 
Nummer 722)

f)	 wenn auf Freiheitsstrafe von mehr als einem 
Jahr erkannt ist,

15 Jahre Auf Strafe lautende 
Urteile, Vollstre­
ckungsnachweise 
usw. 
(siehe Nummer 722)

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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g)	 wenn auf Geldstrafe von mehr als 90 
Tagessätzen, auf Freiheitsstrafe oder 
Strafarrest von mehr als drei Monaten bis zu 
einem Jahr oder auf Jugendstrafe von mehr 
als einem Jahr erkannt ist,

10 Jahre Auf Strafe lautende 
Urteile, Strafbefehle, 
Vollstreckungsnach­
weise usw. 
(siehe Nummer 722)

h)	 wenn sonst auf Geldstrafe, Freiheitsstrafe, 
Strafarrest oder Jugendstrafe erkannt ist,

5 Jahre Auf Strafe lautende 
Urteile, Strafbefehle, 
Vollstreckungsnach­
weise usw. 
(siehe Nummer 722)

i)	 wenn in Verfahren gegen Jugendliche und 
Heranwachsende nach Jugendrecht, jedoch 
nicht auf Jugendstrafe erkannt ist,

5 Jahre Nicht freisprechende 
Urteile, Vollstre­
ckungsnachweise 
usw. 
(siehe Nummer 722)

j)	 sonstige 5 Jahre Auf Strafe lautende 
Urteile, Strafbefehle, 
Vollstreckungsnach­
weise usw. 
(siehe Nummer 722)

722 – a)	 Die Urteile und Strafbefehle, in denen 
rechtskräftig auf Strafe (hierzu zählen nicht 
Erziehungsmaßregeln und Zuchtmittel nach 
dem Jugendgerichtsgesetz) erkannt ist 
einschließlich der Gesamtstrafenbeschlüsse, 
verfahrenseinleitende Schriftstücke und 
weitere Nachweise, die für die Vollstreckbar­
keitserklärung erforderlich sind, sowie die 
Nachweise über die Vollstreckung der 
Strafe ; Anklagen, auf deren zugelassenen 
Anklagesatz Bezug genommen ist, Anklagen 
gemäß § 212a Absatz 2 Satz 2 der Strafpro­
zessordnung, aufgehoben durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I S. 
3186), oder § 418 Absatz 3 Satz 2 der Straf- 
prozessordnung ; Strafbefehle, Strafbefehls­
anträge ; bei den Akten befindliche Abbildun­
gen, auf die in den Urteilen Bezug genom­
men ist ; Urteile und sonstige Entschei- 
dungen über die Kostenerstattungspflicht 
und über die Entschädigungspflicht für 
Strafverfolgungsmaßnahmen ; Entscheidun­
gen nach § 2 Absatz 1 des DNA-Identitäts­
feststellungsgesetzes, aufgehoben durch 
Artikel 4 des Gesetzes vom 12. August 2005 
(BGBl. I S. 2360), und § 81g der Strafpro­
zessordnung ; Kostenfestsetzungsbeschlüsse 
sowie Entscheidungen, in denen eine Ent- 
schädigung nach §§ 10, 11 des Gesetzes über 
die Entschädigung für Strafverfolgungsmaß­
nahmen zuerkannt worden ist ; die Beschlüs­
se oder Mitteilungen über den Erlass oder 
die Milderung der Strafe sowie über die 
Anordnung der Nichtaufnahme in ein 
Führungszeugnis (§ 39 des Bundeszentral
registergesetzes) oder die Tilgung (§§ 48 und 
49 des Bundeszentralregistergesetzes)

30 Jahre

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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Ist eine Geldstrafe durch Teilzahlungen 
getilgt, so ist nur der Nachweis über die 
letzte Teilzahlung aufzubewahren.
Urteile und Beschlüsse, in denen eine 
Maßregel der Besserung und Sicherung 
angeordnet ist, verfahrensbeendende 
Entscheidungen, Gutachten über Feststellung 
der Schuldunfähigkeit oder psychischer 
Krankheit aus den unter Nummer 721 
Buchstabe e) genannten Akten

b)	 Nicht freisprechende Urteile sowie die 
dazugehörigen Vollstreckungsnachweise aus 
den unter Nummer 721 Buchstabe i) 
genannten Akten

10 Jahre

723 Zs Sammelakten über die Beschwerden gegen das 
Verfahren einer Staatsanwältin oder eines 
Staatsanwalts (Amtsanwältin oder Amtsanwalts), 
die nicht zu den Hauptakten genommen sind

5 Jahre –

724 Ausl. Auslieferungssachen 10 Jahre –
726 – Handakten über Revisionen in Strafsachen und 

über Rechtsbeschwerden in Bußgeldsachen
5 Jahre –

728 – Akten über Verfahren nach dem Gesetz über die 
innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe in Strafsa­
chen vom 2. Mai 1953 (BGBl. I S. 161), aufge­
hoben gemäß Anlage I Kapitel III Sachgebiet C 
Abschnitt II Nummer 5 des Einigungsvertrages 
vom 31. August 1990 (BGBl. II S. 889, 957) in 
Verbindung mit Artikel 1 des Gesetzes vom  
23. September 1990 (BGBl. II S. 885)

a)	 soweit sie Entscheidungen enthalten, die die 
Genehmigung einer Zuführung oder einer 
Vollstreckung zum Gegenstand haben oder 
gemäß §§ 10, 11, 14 oder 15 des vorgenann­
ten Gesetzes ergangen sind

b)	 sonstige

50 Jahre

10 Jahre

–

–
729 – Akten über Verfahren nach §§ 23 ff. des Ein- 

führungsgesetzes zum Gerichtsverfassungsgesetz
5 Jahre –

730 – Handakten über Kartellbußgeldsachen 10 Jahre –
7317 – Akten in Kassations- und Rehabilitierungs

verfahren
30 Jahre –

D. Dienststrafsachen, Dienst-, Ehren- und Berufsgerichtssachen

741 – Handakten in Disziplinarverfahren gegen 
Richterinnen und Richter und Beamtinnen und 
Beamte

10 Jahre –

742 – Handakten des Vertreters der Einleitungsbehörde 
in Disziplinarverfahren gegen Notarinnen und 
Notare

10 Jahre –

743 – a)	 Handakten über anwaltsgerichtliche 
Verfahren gegen Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte, sofern die Hauptakten nicht 
bei der Staatsanwaltschaft geführt werden

10 Jahre –

7 �Landesspezifische Aufbewahrungsfrist

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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b)	 Akten über Ermittlungsverfahren, die nicht 
zur Einleitung eines anwaltsgerichtlichen 
Verfahrens geführt haben, einschließlich der 
dazugehörigen Handakten, soweit die Akten 
über diese Ermittlungsverfahren nicht an 
eine andere Stelle abzugeben sind

10 Jahre –

c)	 Akten über anwaltsgerichtliche Verfahren 
gegen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 
(einschließlich der dazugehörigen Hand
akten, soweit der Staatsanwaltschaft die  
Führung der Hauptakten übertragen ist),  
in denen auf Ausschließung aus dem Beruf 
erkannt worden ist

d)	 alle übrigen unter c) genannten Akten

40 Jahre

20 Jahre

–

–
744 – a)	 Handakten über berufsgerichtliche Verfahren 

einschließlich der dazugehörigen Handakten, 
in denen auf Ausschließung aus dem Beruf 
erkannt oder in denen ein Beweissicherungs­
verfahren angeordnet worden ist

b)	 alle Übrigen
c)	 Sammelakten über Rügebescheide

30 Jahre

20 Jahre
10 Jahre

–

–
–

E. Justizverwaltungssachen

751 – Generalakten (Abschnitt B der Anweisung zum 
Generalaktenplan)
a)	 über Rechtsnormen (Gesetze, Verordnungen 

usw.)
b)	 über sonstige Angelegenheiten mit Ausnah­

me der unter c) bezeichneten Beiakten
c)	 Beiakten über Vorgänge von untergeordneter 

oder vorübergehender Bedeutung, Berichts­
sammlungen, Presseäußerungen und 
dergleichen

20 Jahre 

20 Jahre 

5 Jahre

– 

– 

–

752 – Sammelakten und Blattsammlungen (Abschnitt 
C der Anweisungen zum Generalaktenplan) über

a)	 Akten der Prüfungsbehörden nach Num­
mer 7 Absatz 1 Buchstabe b, Nummer 23 
und Nummer 30 Absatz 1 der Richtlinien für 
den Verkehr mit dem Ausland in strafrechtli­
chen Angelegenheiten in Verbindung mit den 
Zuständigkeitsregelungen der Länder

3 Jahre – Mit Ausnahme der 
Vorgänge, die wegen 
ihrer besonderen 
Bedeutung (§ 8 Ab- 
satz 5 der General
aktenverfügung)  
zu den Generalakten 
(Nummer 751 Buch- 
stabe b)) zu bringen 
sind

b)	 Eingaben, Beschwerden und ähnliche 
Angelegenheiten von vorübergehender 
Bedeutung

5 Jahre –

c)	 Unterlagen über Bewerberinnen und 
Bewerber, die nicht in Personalakten 
einmünden

2 Monate Sofern die betroffene 
Person in die weitere 
Datenspeicherung 
eingewilligt hat  
vgl. Nummer 752 
Buchstabe d)

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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d)	 Unterlagen über Bewerberinnen und 
Bewerber, die nicht in Personalakten 
einmünden (mit Einwilligung in längere 
Datenspeicherung)

2 Jahre

e)	 die von den Aufsichtsbehörden vorgenom­
menen Prüfungsverhandlungen

f)	 Fortbildungsvorgänge
g)	 sonstige Verwaltungsangelegenheiten
h)	 Berichte der Staatsanwaltschaften

10 Jahre 

5 Jahre
10 Jahre
20 Jahre

–

753 – Personalakten der Beschäftigten 10 Jahre – Vgl. § 1 Absatz 4

Teilakten über 
Angelegenheiten von 
vorübergehender 
Bedeutung sind fünf 
Jahre nach Ablauf des 
Jahres, in dem die 
Bearbeitung abge­
schlossen wurde, 
aufzubewahren.

755 – Akten über Unfallfürsorge für Gefangene 20 Jahre –
756 – Akten über

a)	 die Prüfung von Beamtinnen und Beamten 
einschließlich der Anlagehefte mit schrift
lichen Prüfungsarbeiten

b)	 die Prüfung von Amtsanwältinnen und Amts­
anwälten einschließlich der Anlagehefte mit 
schriftlichen Prüfungsarbeiten

10 Jahre 
 

10 Jahre

–

–

zu a) und b) :
Anlagehefte mit 
schriftlichen 
Prüfungsarbeiten 
können nach fünf 
Jahren vernichtet 
werden.

757 – Schriftgut über die Erhebung von statistischen 
Daten in Ermittlungsverfahren und Verfahren 
nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz bei den 
Staats- und Amtsanwaltschaften
a)	 Jahrestabellen nach dem Kalenderjahr
b)	 sonstige Tabellen und Durchschriften der 

Monatsübersichten

5 Jahre
2 Jahre

–
–

758 StrEs Akten über Ansprüche auf Entschädigung nach 
dem Gesetz über die Entschädigung für 
Strafverfolgungsmaßnahmen

5 Jahre –

Justizvollzugsbehörden

A. Allgemeines

801 – Die lediglich zur Kontrolle des Geschäftsgangs 
dienenden Listen und Schriftstücke, namentlich 
die Kalender, Tagebücher, Eingangslisten und 
Posteingangsbücher

5 Jahre –

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6
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B. Justizverwaltungssachen

811 – a)	 Generalakten (Abschnitt B der Anweisung 
zum Generalaktenplan) mit Ausnahme der 
unter b) bezeichneten Beiakten

b)	 Beiakten über Vorgänge von untergeordneter 
oder vorübergehender Bedeutung

20 Jahre

5 Jahre

–

–

812 – Sammelakten und Blattsammlungen (Abschnitt 
C der Anweisung zum Generalaktenplan) über

a)	 Eingaben, Beschwerden und ähnliche 
Angelegenheiten von vorübergehender 
Bedeutung

b)	 Unterlagen über Bewerberinnen und 
Bewerber, die nicht in Personalakten 
einmünden 

c)	 Unterlagen über Bewerberinnen und 
Bewerber, die nicht in Personalakten 
einmünden (mit Einwilligung in längere 
Datenspeicherung)

d)	 sonstige Verwaltungsangelegenheiten

5 Jahre

2 Monate

2 Jahre

10 Jahre

–

–

–

–

Sofern die betroffene 
Person in die 
Datenspeicherung 
eingewilligt hat  
vgl. Nummer 812 
Buchstabe c)

813 – Personalakten der Beschäftigten 10 Jahre – Vgl. § 1 Absatz 4

Teilakten über 
Angelegenheiten von 
vorübergehender 
Bedeutung sind fünf 
Jahre nach Ablauf des 
Jahres, in dem die 
Bearbeitung abge­
schlossen wurde, 
aufzubewahren.

814 – Akten über das Auswahlverfahren bei der 
Einstellung von Beamtinnen und Beamten und 
über die Prüfung von Beamtinnen und Beamten 
einschließlich der Anlagehefte mit schriftlichen 
Prüfungsarbeiten

10 Jahre – Anlagehefte mit 
schriftlichen 
Prüfungsarbeiten 
können nach fünf 
Jahren vernichtet 
werden.

815 – Akten über Unfallfürsorge für Gefangene und 
Arrestanten

20 Jahre –

Lfd. 
Num­
mer

Register
zeichen

Angelegenheit Aufbewah­
rungsfrist

Vor der Vernichtung 
herauszunehmende 

Schriftstücke

Bemerkungen

1 2 3 4 5 6

Artikel II
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft.

Berlin, den 8. September 2016

Senatsverwaltung für Justiz und Verbraucherschutz

Thomas  H e i l m a n n
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Verordnung
über die Festsetzung des Bebauungsplans X–B2c 
im Bezirk Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil Nikolassee

Vom 13. September 2016

2.	 das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristge­
mäßer Geltendmachung (§ 44 Absatz 4 des Baugesetzbuchs)

wird hingewiesen.
§ 4

(1) Wer die Rechtswirksamkeit dieser Verordnung überprüfen 
lassen will, muss
1.	 eine beachtliche Verletzung der Verfahrens- und Formvorschrif­

ten, die in § 214 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 des Baugesetz­
buchs bezeichnet sind,

2.	 eine nach § 214 Absatz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche Ver­
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs­
plans und des Flächennutzungsplans,

3.	 nach § 214 Absatz 3 Satz 2 des Baugesetzbuchs beachtliche 
Mängel des Abwägungsvorgangs,

4.	 eine Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften, die im 
Gesetz zur Ausführung des Baugesetzbuchs enthalten sind,

innerhalb eines Jahres seit Verkündung dieser Verordnung gegen­
über dem Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin schriftlich gel­
tend machen. Der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist 
darzulegen. Nach Ablauf der in Satz 1 genannten Fristen werden die 
in Nummer 1 bis 4 genannten Mängel gemäß § 215 Absatz 1 des 
Baugesetzbuchs und gemäß § 32 Absatz 2 des Gesetzes zur Ausfüh­
rung des Baugesetzbuchs unbeachtlich.

	(2) Die Beschränkung des Absatzes 1 gilt nicht, wenn die für die 
Verkündung dieser Verordnung geltenden Vorschriften verletzt wor­
den sind.

§ 5
Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- 

und Verordnungsblatt für Berlin in Kraft. 

Berlin, den 13. September 2016	

Bezirksamt Steglitz-Zehlendorf von Berlin

Norbert  K o p p
Bezirksbürgermeister

Frank  M ü c k i s c h
Bezirksstadtrat

Auf Grund des § 10 Absatz 1 des Baugesetzbuchs in der Fassung 
vom 23. September 2004 (BGBl. I S. 2414), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I. S. 1722), in 
Verbindung mit § 6 Absatz 3 und mit § 11 Absatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Baugesetzbuchs in der Fassung vom 7. November 
1999 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Juni 
2015 (GVBl. S. 283), wird verordnet :

§ 1
Der Bebauungsplan X–B2c vom 7. August 2015 mit Deckblatt 

vom 17. Februar 2016 für die Grundstücke zwischen Krottnaurer­
straße, Schopenhauerstraße, Lückhoffstraße, Kirchweg, Fußweg 
zwischen Kirchweg und Gerkrathstraße, Gerkrathstraße, Norman­
nenstraße, nördlicher Grundstücksgrenze des Hohenzollernplat- 
zes, Alemannenstraße, nördlicher Grenze der Rehwiese, Spanische  
Allee, Altvaterstraße, für die Grundstücke Krottnaurerstraße 32, 
Schopenhauerstraße 67/97, Von-Luck-Straße 23 und 30 und Lück­
hoffstraße 34 sowie je einen Abschnitt der Alemannenstraße zwi­
schen Hohenzollernplatz und Alemannenstraße 1A, der Altvaterstra­
ße zwischen Altvaterstraße 27 und Krottnaurerstraße und der Gerk­
rathstraße, mit Ausnahme des Grundstücks Von-Luck-Straße 2A im 
Bezirk Steglitz-Zehlendorf, Ortsteil Nikolassee wird festgesetzt.

§ 2
Die Urschrift des Bebauungsplans kann beim Bezirksamt 

Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abteilung Soziales und Stadtent­
wicklung, Stadtentwicklungsamt – Fachbereich Vermessung –, eine 
beglaubigte Abzeichnung des Bebauungsplans kann beim Bezirks
amt Steglitz-Zehlendorf von Berlin, Abteilung Soziales und Stadt
entwicklung, Stadtentwicklungsamt – Fachbereiche Stadtplanung 
und Bau- und Wohnungsaufsicht –, kostenfrei eingesehen werden.

§ 3
Auf die Vorschriften über

1.	 die Geltendmachung und die Herbeiführung der Fälligkeit etwa­
iger Entschädigungsansprüche (§ 44 Absatz 3 Satz 1 und 2 des 
Baugesetzbuchs) und
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